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D
iese Ausgabe der KOMPETENZ befasst sich 

mit gewerkschaftlichen Kernfragen und 

Kernaufgaben: Mit den Kollektivverträ-

gen und den Arbeitsbedingungen der Beschäftig-

ten. Um diese Themen kreisen Reportagen über die 

Frühjahrslohnrunde, den Dienstreise-Kollektivver-

trag, über Gehälter mit Prämiensystemen und die 

GPA-djp-Aktionswochen. 

Die Titelgeschichte ist diesmal wieder jenen Men-

schen gewidmet, deren Aufgabe und Berufung es 

ist, andere zu betreuen und zu pfl egen. In kaum 

einem anderen Land werden Vermögen so niedrig 

besteuert wie in Österreich. Statt hier etwas zu tun, 

werden nun dem Sozialstaat die Mittel gestrichen. 

Das zerstört den gesellschaftlichen Zusammenhalt 

und ist auch eine auf lange Sicht fatale Strategie, 

die dazu führen wird, dass viele Menschen durchs 

soziale Netz fallen werden. 

Als Gewerkschaft vertreten wir hier nicht nur die 

Anliegen der Beschäftigten in diesem Bereich, son-

dern auch alle von den Sparmaßnahmen indirekt 

betroff enen Menschen: Die Beschäftigten sind in 

vieler Hinsicht am Limit angelangt. Aufgrund der 

Personalknappheit müssen sie immer mehr leis-

ten, unter schlechter werdenden Arbeitsbedingun-

gen. Sie arbeiten mit der Angst vor weiteren Kür-

zungen und dem Verlust des eigenen Arbeitsplat-

zes. Sie haben unsere volle Solidarität verdient. 

Zugleich betroff en sind auch all jene Kinder, kranke 

und ältere Menschen, die Pfl ege, Hilfe oder Betreu-

ung benötigen und nicht wissen, ob sie morgen 

noch auf ein soziales Netz zählen können. 

Die Kundgebung Ende April in Graz hat gezeigt, 

wie sehr dieses Thema bewegt und in welchem 

Ausmaß unsere Gesellschaft betroff en ist: Jede/r 

von uns hat in seiner Familie oder in seinem Freun-

deskreis jemanden, der Betreuung oder Pfl ege 

braucht. Wenn hier der Sparstift angesetzt wird, 

dann betriff t uns das alle, und wir stellen hier 

unsere gesamte gewerkschaftliche Kampfk raft zur 

Verfügung, um diese wertvolle soziale Arbeit zu 

schützen! 

Dwora Stein

Chefredakteurin

Gewerkschaftliche Kernfragen

Editorial
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Soziale Arbeit  ist mehr wert!Soziale Arbeit  

Pfl ege und Betreuung. Während ein neuer Pfl egefonds 

die Finanzierung in diesem Bereich in den kommenden 

Jahren sicherstellen soll, kommt es in einigen Ländern zu 

Kürzungen im Sozialbereich. Die GPA-djp fordert daher 

einen ständigen, steuerfi nanzierten Pfl egefonds und eine 

jährliche Sozialmilliarde, die nicht nur die Betreuung 

Betroffener sichert, sondern auch die Arbeitsbedingungen 

der im Pfl ege- und Sozialbereich Beschäftigten verbessert. 
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nauer von der GPA-djp. Er verhan-

delt den 2003 eingeführten BAGS-

Kollektivvertrag (Berufsvereinigung 

von Arbeitgebern für Gesundheits- 

und Sozialberufe). Dieser KV, der in 

Europa einzigartig ist, gilt derzeit 

für rund 80.000 ArbeitnehmerIn-

nen. Er gilt sowohl für stationäre 

Einrichtungen als auch für mobile 

Pfl ege – nicht aber für die selbst-

ständige 24-Stunden-Pfl ege, die von 

der GPA-djp in der derzeit geregel-

ten Form grundsätzlich abgelehnt 

wird. „Ich bin noch immer entsetzt, 

dass in Österreich so ein Gesetz 

D
ie gute Nachricht: Bis 2014 

ist die Finanzierung der 

Pfl ege gesichert. Länder und 

Bund einigten sich Mitte März auf 

die Einrichtung eines Pfl egefonds, 

der mit 685 Millionen gefüllt wird. 

Zwei Drittel trägt der Bund bei, ein 

Drittel kommt von den Ländern. 

„Mit dieser Einigung ist ein erster 

wichtiger Schritt zur Finanzierung 

von Pfl ege in Österreich gelungen“, 

freut sich GPA-djp-Vorsitzender 

Wolfgang Katzian. 

Niedrige Einkommen 

In dieser Branche sieht es derzeit 

dennoch alles andere als rosig aus. 

200.000 Menschen sind österreich-

weit im Sozial- und Gesundheitswe-

sen beschäftigt: Sie betreuen ältere 

und behinderte Menschen zu Hause 

oder in Heimen, sind in der Kinder- 

und Familienberatung tätig, hel-

fen Flüchtlingen und Obdachlosen, 

kümmern sich um Schuldner und 

Haftentlassene, sind in Kindergär-

ten, Horten und Krippen beschäf-

tigt, arbeiten als Tages-

mütter oder sind bei 

der Rettung eingesetzt. 

An die 80 Prozent von 

ihnen sind Frauen. Ihr 

mittleres Einkommen 

lag 2009 bei 1.564 Euro 

– und damit um 17 Pro-

zent unter dem Durchschnitt.

Belastende
Arbeitsbedingungen

Neben dem vergleichsweise gerin-

gen Verdienst in dieser gesellschaft-

lich so wichtigen Branche sind vor 

allem die Arbeitsbedingungen oft 

sehr belastend, weiß Reinhard Böde-

Im Dezember sah die Situa-
tion bei Pro Mente und EXIT-
sozial in Oberösterreich mehr 
als trist aus. Das Land beschloss 
eine Kürzung der Mittel für 
die Psychosozialen Dienste 
um ein Drittel  – weshalb 118 
MitarbeiterInnen der beiden 
Träger beim AMS zur Kündi-
gung angemeldet wurden. Mit 
einem zweitägigen Warnstreik 
wehrten sich die Betroffenen in 
48 Einrichtungen an 27 Stand-
orten gegen die „Ökonomisie-
rung des Sozialbereichs“. Mit 
Erfolg. „Die Anzahl der gekün-
digten MitarbeiterInnen wurde 
auf 27 reduziert“, freut sich 
Martin Herzberger, Betriebs-
ratsvorsitzender von Pro Mente. 
Für sie wurde zudem ein gut 
dotierter Sozialplan abgeschlos-
sen. Im Rahmen einer Outplace-
ment-Stiftung können sie sich 
nun berufl ich neu orientieren. 

In sieben Fällen kam es zu Ände-
rungskündigungen.

Allerdings bleibt das Land dabei, 
die Mittel um 33 Prozent zu 
kürzen. Gleichzeitig würden die 
Kollektivvertragserhöhungen vom 
Land OÖ nicht mehr bezahlt. 
„Sie wollen mehr Leistung um 
weniger Geld“, beklagt Herzber-
ger. Die Arbeitgeber halten sich 
derzeit an den Kollektivvertrag 
– sehen sich aber dadurch mit 
einer Kürzung der Förderungen 
konfrontiert. „À la longue wird 
das so nicht weitergehen.“

Herzbergers Forderungen: Die 
KV-Erhöhungen müssen abgegol-
ten werden. Die Gehälter, die im 
Sozialbereich sehr niedrig seien, 
sollen massiv erhöht werden. Und 
Pfl ege sowie soziale Betreuung 
sollen langfristig über einen ver-
mögenssteuerfi nanzierten Fonds 

– „und zwar einen Sozial-
fonds, nicht nur einen Pfl ege-
fonds“ – fi nanziert werden, so 
die Ansicht des Betriebsrats. 
Die Politik propagiere stets, 
dass Sozialberufe Zukunftsbe-
rufe seien. Das dürfe sich aber 
nicht nur in Sonntagsreden, 
sondern müsse sich auch in der 
Realpolitik zeigen.

Die Sozialmilliarde könnte 
20.000 bis 25.000 
neue Jobs bringen.

Mit Warnstreik in Oberösterreich Dutzende Kündigungen abgewendet

Martin Herzberger, ZBR Pro Mente 
Oberösterreich
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erlassen werden konnte.“ Hier sei  

2007 de facto Schwarzarbeit und 

Lohndumping legalisiert worden. 

Das könne nicht toleriert werden.

Fehlende Anerkennung

Eva Scherz von der work@social in 

der GPA-djp plädiert stattdessen 

für den massiven Ausbau von Pfl e-

geeinrichtungen, sowohl der sta-

tionären Einrichtungen als auch 

von Tageszentren und der mobilen 

Betreuung. Für die dort Beschäftig-

ten muss es einerseits zu einer Erhö-

hung der Gehälter, andererseits zu 

verbesserten Arbeitsbedingungen 

kommen. Ein Drittel der Beschäftig-

ten in dieser Branche sei Burn-out-

gefährdet. Klare Dienstpläne, aus-

reichend Personal und die Möglich-

keit von Supervision könnten hier 

Abhilfe schaff en. In der mobilen 

Pfl ege wäre eine Eindämmung der 

geteilten Dienste zu begrüßen. Wer 

morgens, mittags und abends je 

zwei Stunden arbeite, komme zwar 

nur auf sechs bezahlte Stunden, 

dennoch sei der ganze Tag arbeits-

dominiert. Vor allem aber wünscht 

sich Scherz Anerkennung für die in 

der Pfl ege und Betreuung Beschäf-

tigten. „Es muss sich endlich her-

umsprechen: Soziale Arbeit bringt 

Mehrwert!“

Hier pfl ichtet ihr Erich Fennin-

ger, Bundesgeschäftsführer der 

Volkshilfe Österreich, bei. Die gesell-

schaftliche Anerkennung für Pfl e-

gekräfte sei in den vergangenen 15 

Jahren zwar erkennbar gestiegen. 

Diese Anerkennung sollte sich aber 

auch in einem adäquaten Gehalt 

ausdrücken. Auch der Volkshilfe als

Trägerorganisation seien die 

Arbeitsbedingungen der Beschäf-

tigten wichtig. Doch hier müsse 

die öff entliche Hand mitspielen: 

Die Zahlungen müssten die Gehäl-

ter des BAGS-KV abdecken. Gerade 

in diesem Punkt krankt es zurzeit 

vor allem in der Steiermark und in 

Oberösterreich (siehe auch Kästen). 

Die GPA-djp fordert einen eigenen Kollektivvertrag für Kindergartenpädagogen/-innen.

An Kindergartenpädagognen/
-innen mangelt es derzeit an 
allen Ecken und Enden. Das 
verpfl ichtende Kindergarten-
jahr, der Gratiskindergarten 
in einigen Bundesländern, der 
Ausbau der Krippenplätze 
haben den Bedarf massiv 
erhöht. Gleichzeitig braucht 
es massive Verbesserungen bei 
den Arbeitsbedingungen in 
diesem Bereich. Die Regional-
geschäftsführerin der GPA-djp 
Wien, Barbara Teiber, fordert 
vor allem einen Kollektivvertrag 
für Beschäftigte in Kindergär-
ten. „Derzeit gibt es lediglich 

KindergärtnerInnen brauchen Kollektivvertrag

einen Mindestlohntarif, den wir 
jährlich verhandeln.“
 
Die weiteren Forderungen: eine 
Anhebung der Gehälter, mehr 
bezahlte Vorbereitungszeit inner-
halb der Normalarbeitszeit, eine 
Verringerung der Kinderanzahl 
pro Gruppe und eine Ausbildung 
auf Hochschulniveau (derzeit: 
Maturaniveau).  Bei den Förder-
bedingungen sollte zudem nicht 
zwischen öffentlichen und priva-
ten Einrichtungen unterschieden 
werden. All das ist aus Sicht der 
GPA-djp in ein Bundesrahmenge-
setz zu packen.

©
 N

ur
ith

 W
a
g
ne

r-S
tr
a
us

s

Kompetenz_5.indd   7Kompetenz_5.indd   7 05.05.2011   17:20:3005.05.2011   17:20:30



Thema

8 Mai 2011

In der Steiermark führt ein rigo-
roser Sparkurs derzeit zu massi-
ven Beschneidungen im Pfl ege- 
und Sozialbereich. Im Bereich 
der Behindertenhilfe wackeln 
1.000 Arbeitsplätze. Der Gra-
tiskindergarten wird wieder 
abgeschafft, in der Pfl ege der 
Rekurs auf Familienangehörige 
wieder eingeführt. 

Worum geht es im Detail? 2004 
hat die Steiermark ein Behinder-
ten- sowie ein Kinderwohlfahrts-
gesetz beschlossen. Die Finan-
zierung erfolgt über eine Leis-
tungs- und Entgeltverordnung. 
Im vorgelegten Entwurf für diese 
Verordnung kommt es zu Kür-
zungen in Höhe von 14 Millio-
nen Euro, die eine massive Kün-
digungswelle nach sich zögen. 

In der Steiermark stehen die Segel auf Sturm

Das entspricht 400 bis 500 Voll-
zeitarbeitsplätzen. Da es hier viele 
Teilzeitarbeitsverhältnisse gebe, 
seien aber an die 1.000 Arbeit-
nehmerInnen betroffen. 

Weil die Pläne der steirischen Lan-
desregierung unverhältnismäßige 
Härten enthalten, gab es bereits 
Mitte März zwei Kundgebungen 
vor der steirischen Landesregie-
rung. Für den 26. April hatte der 
steirische ÖGB gemeinsam mit 
der Plattform 25 zu einer Groß-
kundgebung in Graz aufgerufen, 
an der rund 15.000 Menschen 
teilnahmen. 

Die Gewerkschaften verteilten bei 
der Kundgebung 15.000 weiße 
Ballons mit dem Aufdruck „Nur 
von Luft allein kann man nicht 

leben“, gemeinsam wurden die 
Luftballons als Botschaft an die 
Landespolitiker losgelassen. 

Gefordert werden einnahmen-
seitige Maßnahmen im Budget, 
um die untragbaren Härtefälle 
aus dem Sparpaket herausneh-
men zu können. Die Zahl der 
von Arbeitslosigkeit bedroh-
ten Menschen muss so gering 
wie möglich gehalten werden, 
es braucht Kurzarbeitszeit-
Modelle und für eventuelle 
Arbeitslose Arbeitsstiftungen. 
Alle vorhandenen Ermessens-
ausgaben sollten dahin kanali-
siert werden, dass sie möglichst 
beschäftigungswirksam sind. 

Die Proteste gehen weiter, 
waren sich die Demo-Teilneh-
merInnen einig – das war erst 
der Anfang. 

Am 26. April hatte der steirische ÖGB gemeinsam mit der Plattform 25 zu einer Großkundgebung in Graz gegen den 
Sparkurs aufgerufen, an der rund 15.000 Menschen teilnahmen.

Einsparungen 

So beklagt etwa Andreas Stangl, GPA-

djp-Regionalgeschäftsführer Ober-

österreich, dass in diesem Bundes-

land derzeit alle Sozialvereine die 

Gehaltserhöhung nach dem BAGS-

KV nicht refundiert bekommen. 

„Damit bricht das Land Oberöster-

reich die eigenen Spielregeln.“ Ein-

sparungen im Sozialbereich dürften 

nicht auf dem Rücken der Beschäf-

tigten ausgetragen werden. 

Fenninger glaubt, dass das Geld für 

die langfristige Finanzierung von 

Pfl ege und Betreuung durchaus da 

ist. „Aber nur, wenn es endlich zu 

Verteilungsgerechtigkeit kommt.“ 

Das entspricht ganz der Gewerk-

schaftslinie. Für David Mum, Leiter 

der Grundlagenabteilung der GPA-

djp, ist der nun geschaff ene Pfl ege-

fonds lediglich eine Übergangslö-

sung. „Pfl ege sollte grundsätzlich 

zur Verantwortung des Sozialstaats 

zählen – so wie die Absicherung bei 

Arbeitslosigkeit oder die Versorgung 

im Krankheitsfall.“ Hier pfl ichten 

ihm übrigens laut einer IFES-

Umfrage von 2009  zwei Drittel der 

GPA-djp- und vida-Mitglieder – diese 

beiden Gewerkschaften kooperieren 
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bei diesem Thema seit Jahren 

äußerst fruchtbar miteinander – bei. 

Sie wollen, dass die Finanzierung 

von Pfl egeeinrichtungen durch die 

öff entliche Hand sichergestellt wird.

Pflegefonds gefordert

Ein langfristiger Pfl egefonds könnte 

ähnlich konstruiert werden wie der 

Familienlastenausgleichsfonds. Als 

Finanzierung schlägt Mum die Ver-

wendung vermögensbezogener 

Steuern vor, wie Erbschafts- und 

Schenkungssteuer, die dazu wie-

der eingeführt werden müssten. 

Das sei fairer als die jetzige Lösung. 

Gebe es eine Immobilie, müsste 

diese zur Finanzierung pfl egebe-

dürftiger Eltern verwertet werden. 

Gäbe es eine generelle Erbschafts-

steuer, käme aber der Staat für die 

Pfl ege auf, und das wäre gerechter. 

„Auf alle Fälle der falsche Weg sind 

private Pfl egeversicherungen“, 

betont Mum. Einen solchen Pfl e-

gefonds hält der GPA-djp-Experte 

auch in Zukunft für fi nanzierbar – 

wenn man den richtigen Weg ein-

schlägt. Derzeit werden im Jahr 

vier Milliarden Euro für Pfl ege aus-

gegeben. Für 2020 prognostiziert 

das WIFO einen nötigen Betrag von 

5,6 Milliarden Euro, für 2030 von 

8,4 Milliarden Euro. Das sei zwar 

mehr als eine Verdoppelung inner-

halb von 20 Jahren – doch auch das 

Wirtschaftswachstum steige stark. 

Derzeit würden 1,13 Prozent des 

BIP für Pfl ege aufgewendet – 2030 

wären es dann knapp unter zwei 

Prozent, so Mum.

Zukunftsbranche 

Der Pfl egesektor wird in der Zukunft 

zudem viele Arbeitsplätze schaff en. 

Würde die Forde-

rung der GPA-djp 

nach einer jähr-

lichen Sozialmil-

liarde endlich 

erfüllt, brächte 

das 20.000 bis 

25.000 neue Jobs. „Die Sozialmilli-

arde soll einerseits in den Pfl ege-

fonds fl ießen und dort zum Ausbau 

der Sachleistungen, etwa der mobi-

len Pfl egedienste genutzt, werden“, 

sagt Katzian. „Ein Teil des Geldes 

soll aber auch dafür genutzt wer-

den, die Finanzierungsengpässe 

in anderen Bereichen der sozialen 

Dienste zu schließen.“

Katzian spricht hier Bereiche an, in 

denen Vereine mit Unterstützung 

der GPA-djp massiv gegen Kürzun-

gen bis hin zu nötigen Kündigun-

gen kämpfen. Beispiel „Verein Neu-

start“: Dieser leistet Sozialarbeit in 

der Bewährungshilfe und Präven-

tion. Budgetkürzungen von über 

20 Prozent seit 2009 führten nicht 

nur zum Abbau von Stellen, son-

dern auch zur Gefährdung des Ver-

eins an sich. Immer 

weniger Mitarbei-

terInnen müssen 

immer mehr Klien-

tInnen betreuen. 

Durch den Einsatz 

des Betriebsrates 

und der Gewerk-

schaft konnten 

jedoch Finanzie-

rungszusagen der 

öff entlichen Hand 

erkämpft werden.

Beispiel „Verein Kin-

der- und Jugendbe-

treuung“: Die hier 

beschäftigten FreizeitbetreuerInnen 

kümmern sich an öff entlichen Wie-

ner Volksschulen nachmittags um 

die SchülerInnen. Doch ihre Bezah-

lung ist niedrig, die Arbeitsbedin-

gungen sind stark verbesserungs-

würdig. Oft müssen über 25 Kinder 

gleichzeitig betreut werden. „Das 

ist zu viel, zwölf Kinder sollten laut 

ExpertInnen das Maximum sein“, 

so Selma Schacht, Betriebsratsvor-

sitzende des Vereins. Die Sozialmil-

liarde könnte allen drei Vereinen 

die tägliche Arbeit deutlich einfa-

cher machen und die Gehälter der 

Beschäftigten nachhaltig sichern. 

Alexia Weiss

Die Interessengemeinschaft 
work@social

work@social kämpft für die 
Anerkennung des gesellschaft-
lichen Werts sozialer Berufe 
– ein warmer Händedruck 
genügt nicht! – und fordert 
bundesweite gesetzliche Rege-
lungen sozialer Arbeit (Berufs-
bild – Berufsschutz) in den ver-
schiedensten Bereichen. Die 
Betreuung der Menschen darf 
nicht weniger wert sein als die 
Betreuung von Maschinen!
Mehr über work@social und 
ihre Ziele und Forderungen auf 
www.gpa-djp.at/seidabei 

Es muss sich endlich 
herumsprechen: Soziale Arbeit 

bringt Mehrwert!
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Frauen

GPA-djp-Vorsitzender Wolfgang Katzian

N
icht nur in Oberösterreich 

und in der Steiermark ste-

hen uns im Sozialbereich 

konfl iktreiche Zeiten bevor. Aus 

akuter Geldnot soll landauf landab 

bei den Mitteln für soziale Dienste 

gespart werden. Mit beinharten 

Konsequenzen für Beschäftigte und 

Betroff ene. 

Die Sparstrategie ist jedoch nicht 

nur gesellschaftlich wenig verant-

wortungsvoll und unsoli-

darisch, sondern auch aus 

fi nanziellen Überlegun-

gen äußerst kurzsichtig. 

Denn was auf den ersten 

Blick nach Kostenerspar-

nis aussieht, kann den Staat 

langfristig gesehen teuer zu stehen 

kommen.

Nehmen wir etwa die mobile Betreu-

ung von Kindern mit besonderen 

Bedürfnissen als ganz konkretes 

Beispiel. Da geht es etwa um Kin-

der, die Autismus, Down-Syndrom 

oder Hyperaktivitätsstörungen 

haben. Natürlich kostet eine solche 

individuelle Betreuung Geld. Viel-

leicht sogar viel Geld. Dennoch ist 

jeder Euro, der hier investiert wird, 

im wahrsten Sinne des Wortes sein 

Geld wert. Denn die Betreuung stellt 

sicher, dass die Kinder bei der Ent-

wicklung ihrer Persönlichkeit best-

möglich unterstützt werden. Das 

wiederum kann letztlich darüber 

entscheiden, ob und bis zu welchem 

Grad diese Menschen als Erwach-

sene ein eigenständiges Leben füh-

ren können.  

Dieselbe Form von Umwegrentabi-

lität lässt sich in meinen Augen für 

jede Form der sozialen Arbeit nach-

weisen. Sei es die Betreuung von 

Haftentlassenen, psychisch Kranken 

oder verhaltensauff älligen Jugend-

lichen. Streicht oder kürzt man bei 

den Leistungen oder der Betreuung 

für diese Menschen, so führt das 

automatisch zu Folgekosten für die 

öff entliche Hand, die sich dann wie-

derum negativ auf die Budgets nie-

derschlagen. 

Das gilt natürlich auch für die 

Pfl ege älterer Menschen oder für 

die Kinderbetreuung, wenn keine 

Betreuungsplätze verfügbar sind 

und Frauen aus dem Familienkreis 

dafür dann ihren Beruf aufgeben 

müssen.

Um Missverständnissen vorzubeu-

gen: Ich möchte hier nicht dafür 

plädieren, soziale Dienstleistungen 

nur nach ihren Auswirkungen auf 

Budgets zu beurteilen. Damit würde 

man ihrem gesellschaftlichen Wert 

ohne Zweifel nicht gerecht. 

Ich möchte aber denjenigen, 

die meinen, mit Kürzungen 

im Sozialbereich kann man 

die Staats- oder Länderkas-

sen wieder füllen, vor Augen 

führen, dass ihre Rechnung 

so nicht aufgehen wird. Dass sie 

mit ihrer Rasenmäherstrategie der 

öff entlichen Hand langfristig kein 

Geld ersparen, sondern noch viel 

mehr Geld kosten werden.

Auch die von uns geforderte Sozi-

almilliarde ist so gesehen nicht nur 

ein effi  zienter Jobmotor, der Arbeits-

plätze schaff t, sondern auch eine 

Möglichkeit, die gesellschaftlichen 

Folgekosten psychischer Erkrankun-

gen, von Kriminalität oder Arbeits-

unfähigkeit zu vermeiden.   

Jeder Euro,
 der hier investiert wird, 

ist sein Geld wert.

Soziale Dienste
rechnen sich
   
Sparpakete. Weil die Mittel knapp werden, 
spart die öffentliche Hand nun verstärkt im 
Sozialbereich – eine kurzsichtige Strategie.
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Aktuell
Spendenaufruf für Japan  

EGB-Demo in Budapest 
Kräftiges Signal gegen den EU-Sparkurs und 
für ein soziales Europa.

Mehr als 50.000 GewerkschafterIn-

nen aus 22 Ländern setzten am 9. 

April in Budapest ein kräftiges Zei-

chen für einen Kurswechsel in der 

Europäischen Union. Aufgerufen 

zu dieser Großdemonstration unter 

dem Motto „Nein zu Sparmaßnah-

men, für ein soziales Europa“ hatte 

der Europäische Gewerkschafts-

bund (EGB), auch Hunderte Öster-

reicherInnen hatten seitens des 

ÖGB teilgenommen, darunter GPA-

djp-Vorsitzender und Europaspre-

cher des ÖGB, Wolfgang Katzian.

Europa brauche keine weiteren 

Belastungen für die Menschen, son-

dern einen Kurswechsel für mehr 

Gerechtigkeit, Wachstum und 

Beschäftigung, forderte Katzian: 

„Die solidarischen Sozial-, Pensi-

ons- und Gesundheitssysteme dür-

fen nicht der Sanierung der öff ent-

lichen Haushalte geopfert wer-

den. Wir brauchen ambitionierte 

Investitions- und Innovationspro-

gramme und gerechte Steuersys-

teme statt Schuldenbremse und 

Lohndumping. Die Forderung nach 

der Finanztransaktionssteuer bleibt 

auf unserer Agenda ganz oben! Die 

ArbeitnehmerInnen haben in ganz 

Europa ihren Beitrag zur Bewälti-

gung der Krise längst geleistet. Jetzt 

geht es darum, mit intelligenten 

Zukunftsinvestitionen Wachstum, 

Beschäftigung und faire Einkom-

men für alle zu schaff en!“

Am 20. Juni, dem internationalen Tag des 
Flüchtlings, wird in Österreich und auch in 
mehreren anderen EU-Staaten der „European 
Umbrella March“ stattfi nden. Der Marsch will der Forderung nach 
dem Schutz von Flüchtlingen Nachdruck verleihen und auf ihre Situa-
tion in Europa aufmerksam machen. Die asylkoordination österreich, 
die heuer ihr 20-jähriges Gründungsjubiläum feiert, hat die Orga-
nisation dieser Veranstaltung übernommen, die GPA-djp unterstützt 
den Marsch. Die TeilnehmerInnen werden Regenschirme tragen, die 
den Schutz für Flüchtlinge und Vertriebene symbolisieren. Der Marsch 
wird am 20. Juni ab 11 Uhr in der Wiener Innenstadt stattfi nden.
Mehr Infos auf: www.asyl.at 

European Umbrella March

Die japanische Bevölkerung 
muss durch mehrfache Katas-
trophen unvorstellbares Leid 
erleben. Alle internationa-
len Gewerkschaftsverbände 
haben zu Solidaritätsspen-
den aufgerufen, um konkrete 
Hilfe leisten zu können. So 
auch die gewerkschaftliche 
Dienstleistungsinternationale 
UNI Global Union.

Die GPA-djp lädt alle Mitglie-
der ein, die den japanischen 
KollegInnen ihr Mitgefühl 
und ihre Solidarität bekun-
den möchten, durch eine 
Spende auf das Spenden-
konto der GPA-djp zu helfen.

Die gesammelten Spenden 
werden von der GPA-djp 
gemeinsam mit dem von der 
UNI Global Union eingerich-
teten Solidaritätsfonds den 
japanischen Partnergewerk-
schaften – und hier v. a. den 
Ortsgewerkschaften in den 
betroffenen Regionen – zur 
Verfügung gestellt. Damit ist 
gesichert, dass die gesam-
melten Mittel zur Gänze kon-
kreten gewerkschaftlichen 
Hilfs- und Unterstützungs-
aktivitäten zugutekommen.

ÖGB GPA-djp-Konto: 
96410002687 
BAWAG 14000
Kennwort: Solidarität mit 
Japan
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Antwort auf hohe Infl ation
Kollektivverträge. Die Frühjahrsrunde entwickelt sich neben der Lohn- und 
Gehaltsrunde im Herbst immer mehr zu einem zweiten zentralen Markstein 
der Kollektivvertragspolitik.

D
er heurigen Frühjahrs-

runde kommt aufgrund der 

zuletzt wieder sehr stark 

ansteigenden Infl ation eine beson-

dere Bedeutung zu. So betrug die 

Infl ationsrate im März 3,1 Prozent, 

unter anderem getragen durch den 

hohen Ölpreis. „Wir las-

sen uns aber durch diese 

Infl ation nicht in eine 

Panik versetzen. Die bis-

her bewährten Parame-

ter der KV-Politik, näm-

lich einen Ausgleich für 

die durchschnittliche 

Infl ation des vergangenen Jahres 

zu schaff en und einen Anteil an der 

gestiegenen Produktivität zu ver-

handeln, stellen wir deshalb nicht 

infrage“, so der stv. Bundesgeschäfts-

führer der GPA-djp Karl Proyer.

Industrieller Bereich

Gemeinsam mit der Industriege-

werkschaft Pro-GE und der Gewerk-

schaft Bau-Holz (GBH) verhandelt 

die GPA-djp im Frühjahr für etwa 

150.000 Beschäftigte im industri-

ellen Bereich Lohn- und Gehaltser-

höhungen. „Durch die Frühjahrs-

runde ist es nun noch besser mög-

lich, schneller auf die aktuellen 

wirtschaftlichen Entwicklungen zu 

reagieren und Maßstäbe zu setzen, 

die auch für die Einkommen ande-

rer Bereiche Bedeutung haben“, 

betont Proyer. 

Eine deutliche Antwort gaben die 

Ergebnisse der erstmals mit der 

Gewerkschaft Bau-Holz gemein-

sam geführten Verhand-

lungen in der Holz- und 

Sägeindustrie. Die kollek-

tivvertraglichen Gehäl-

ter steigen für die etwa 

30.000 Beschäftigten um 

2,9 Prozent. In der Tex-

tilindustrie steigen die 

Löhne und Gehälter um 2,75 Pro-

zent. Auch das Ergebnis für die etwa 

50.000 Beschäftigten der Elektro- 

und Elektronikindus trie kann sich 

sehen lassen: Die kollektivvertrag-

lichen Mindestlöhne und -gehälter 

Hätten sich die Unternehmer durchgesetzt, 
wäre zusätzliche Kaufkraft für unsere

Volkswirtschaft verloren gewesen. 
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Kollektivvertrag

Krise besser bewältigt hat als manch 

andere europäische Länder. „Im Jahr 

2009 wurde eine Mrd. Euro und 

im Jahr 2010 wurden 1,5 Mrd. Euro 

für die Beschäftigten an zusätzli-

chen Lohn- und Gehaltszuwächsen 

erreicht. „Hätte sich die Politik man-

cher Unternehmer durchgesetzt, 

wäre diese Summe zusätzlicher 

Kaufk raft für unsere Volkswirtschaft 

verloren gewesen“, so Proyer.

Zahlen weisen aufwärts

Die aktuellen Kennzahlen der öster-

reichischen Industrie weisen wie-

der deutlich nach oben. Es ist genü-

gend Verteilungsspielraum für eine 

nachhaltige Stärkung der Kaufk raft 

vorhanden. „Wir gehen gut gerüs-

tet in die aktuellen KV-Runden und 

werden auch für die Herbstlohnrun-

den entsprechend gerüstet sein. Die 

österreichische Kollektivvertragspo-

litik zeichnet sich durch eine hohe 

Kontinuität und hohe Abdeckung 

aus. Die BetriebsrätInnen und die 

verhandelnden Gewerkschaften 

zeigen auch immer wieder, dass sie 

in entscheidenden Verhandlungs-

situationen in der Lage sind, durch 

Mobilisierung und Kampfmaßnah-

men ihre Forderungen durchzuset-

zen. So soll es auch künftig bleiben“, 

fasst Karl Proyer zusammen. 

Martin Panholzer

steigen zwischen 3,2 und 2,8 %. Nied-

rige Einkommensgruppen werden 

deutlich gestärkt. Das neue Min-

destgehalt bzw. der neue Mindest-

lohn beträgt 1.500 Euro. „Neben 

der beachtlichen Einkommensstei-

gerung konnten auch im Rahmen-

recht wichtige Impulse gesetzt wer-

den. Mit der Vereinbarung, Verhand-

lungen über Arbeitszeitgestaltung 

aufzunehmen, gelang der Einstieg 

in eine für die ArbeitnehmerInnen 

zentrale Frage“, betont der Verhand-

ler der GPA-djp, Siemens-Zentralbe-

triebsratschef Fritz Hagl.

Keine Nulllohnrunden

Auch im Jahr der Wirtschaftskrise 

2009 ließen sich die Gewerkschaften 

nicht von bewährten Parametern der 

Lohn- und Gehaltsfi ndung abbrin-

gen. Man erinnere sich zurück: Am 

Höhepunkt der Krise im Frühjahr 

verlangten wichtige Exponenten der 

österreichischen Industrie „Notkol-

lektivverträge“ und Nulllohnrunden. 

Erst eine machtvolle Demonstra-

tion von 25.0000 Beschäftigten am 

13. Mai vor der Wiener Wirtschafts-

kammer ermöglichte eine Milliarde 

Euro für kontinuierliche Lohn- und 

Gehaltsabschlüsse. Diese off ensive 

Politik war, neben der erfolgreichen 

Kurzarbeitspolitik, mit ein wesent-

licher Beitrag, dass Österreich die 

Industrie-Frühjahrsrunde 

Ihr Kollektivvertrag

Holz- und Sägeindustrie: 
30.000 Beschäftigte
Ist-Erhöhung: 2,7 % 
KV-Erhöhung: 2,9 %
Textilindustrie: 
12.500 Beschäftigte 
Ist-Erhöhung: bis zu 2,55 %
KV-Erhöhung: 2,75 %
Elektro- und Elektronikindustrie: 
50.000 Beschäftigte
Ist-Erhöhung: 2,8 %
KV-Erhöhung: 2,8 bis 3,2 %
Papierindustrie und
Chemische Industrie: bei 
Redaktionsschluss noch offen

Der Kollektivvertrag regelt Ihr 
Einkommen, Ihre Arbeitszeit 
und Ihre Arbeitsbedingungen! 
Als Mitglied stärken Sie die Ver-
handlungskraft Ihrer Gewerk-
schaft: Die GPA-djp verhandelt 
gemeinsam mit 15.000 Betriebs-
rätInnen insgesamt rund 160 
Kollektivverträge für Hunderttau-
sende Beschäftigte in Bereichen 
wie Handel, Banken, Industrie 
und zahlreichen anderen größe-
ren und kleineren Branchen.

Die Kollektivverträge sichern 
höhere Einkommen und gerech-
tere Arbeitsbedingungen. Sie 
garantieren nicht nur die Erhö-
hung der Löhne und Gehälter, 
sondern regeln auch die Arbeits-
zeit, den Anspruch auf Weiterbil-
dung und das Weihnachts- und 
Urlaubsgeld. 

Informationen zu Ihrem Kollek-
tivvertrag erhalten Sie direkt in 
Ihrer GPA-djp-Regionalgeschäfts-
stelle! Als GPA-djp-Mitglied 
stehen Ihnen die Kollektivver-
träge und Informationen zu den 
KV-Verhandlungen im Internet 
zur Verfügung unter 
www.gpa-djp.at/kv 

Das KV-Verhandlungsteam Elektro- und Elektronikindustrie von GPA-djp und Pro-GE

©
 W

ill
i 
D

en
k

Kompetenz_5.indd   13Kompetenz_5.indd   13 05.05.2011   17:20:4005.05.2011   17:20:40



14 Mai 2011

KOMPETENZ: Die GPA-djp fordert 

eine Erhöhung des derzeitigen 

Urlaubsanspruchs von fünf Wochen 

– sechs Urlaubswochen für alle?

Wolfgang Katzian: Das aktuelle 

Urlaubsausmaß geht auf das Jahr 

1986 zurück. Wir „feiern“ also die-

ses Jahr die Einführung von fünf 

Wochen Jahresurlaub vor 25 Jahren. 

Es ist daher hoch an der Zeit, diese 

Regelung zu überdenken. 

KOMPETENZ: Eine sechste Urlaubs-

woche gibt es doch bereits in 

bestimmten Fällen.

Wolfgang Katzian: Eine sechste 

Urlaubswoche gibt es ab dem 25. 

Dienstjahr beim gleichen Arbeit-

geber. Doch der Arbeitsmarkt ist 

wesentlich fl exibler geworden, 

immer weniger Menschen errei-

chen diese 25 Dienstjahre. Beson-

ders Frauen haben kaum eine 

Chance auf die sechste Urlaubs-

woche, denn sie arbeiten oft in 

Branchen wie dem Handel oder im 

Gesundheits- und Sozialbereich, wo 

die Fluktuation hoch ist.

Zum anderen haben sich die 

Anrechnungsbestimmungen für 

Studienzeiten verändert. Das heißt, 

dass es für die Menschen immer 

schwieriger wird, in den Genuss 

dieser sechsten Woche zu kommen. 

Wir möchten daher eine öff entliche 

Debatte zu dem Thema anstoßen.

KOMPETENZ: Ist diese Forderung 

nicht purer Luxus, so knapp nach 

der Krise?

Wolfgang Katzian: Die GPA-djp tritt 

für eine Verbesserung der Work-

Life-Balance ein. Wir vertreten die 

Zukunftsvision 40-40-40, also 40 

Wochenstunden, 40 Arbeitswo-

chen, 40 Arbeitsjahre. Uns geht es 

darum, die Arbeit besser zu vertei-

len, sowohl im Leben jedes Einzel-

nen, als auch in der Gesellschaft 

insgesamt. 

Die Arbeitsbelastung wird immer 

größer, die arbeitsbedingten 

Erkrankungen von Rückenschmer-

zen bis Burn-out nehmen zu. Wenn 

wir wollen, dass die Menschen viele 

Jahre lang aktiv im Job bleiben, wird 

es neue sozialpolitische Zielsetzun-

gen brauchen. Nach 25 Berufsjah-

ren – also Arbeitsjahren insgesamt, 

auch bei mehreren Arbeitgebern 

– sollte es die sechste Woche für 

alle geben, das scheint mir ein ers-

ter Schritt und eine gute und faire 

Lösung zu sein. 

Das Interview führte 

Barbara Lavaud

Interview. Wolfgang Katzian, Vorsitzender der 
GPA-djp, über das aktuelle Urlaubsausmaß und 
die sechste Urlaubwoche.

Brauchen 
wir mehr Urlaub? 
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Rechtsinfo: Urlaub
Urlaubsrecht. Damit Sie wissen, wie viel Urlaub Ihnen 
zusteht, welche Vereinbarungen Sie treffen müssen und 
was passiert, wenn Sie im Urlaub krank werden.

Die GPA-djp organisiert von 
6. bis 10. Juni eine Aktions-
woche zum Thema Urlaub. 
In Betrieben und im öffent-
lichen Raum wird in dieser 
Woche dazu diskutiert 
werden – reden Sie mit auf 
www.gpa-djp.at oder auf 
www.kompetenz-online.at 

Aktionswoche

Urlaub bei Arbeitslosigkeit

Arbeitslose müssen den Urlaub mit 

dem AMS abstimmen. Urlauben Sie 

im Inland, erhalten Sie weiterhin 

das Arbeitslosengeld, müssen aber 

vorgeschriebene Kontrolltermine 

beachten. Beim Auslandsurlaub 

wird diese Leistung für die Dauer 

des Urlaubes unterbrochen. 

Kann Urlaub in Geld
abgelöst werden?

Das Urlaubsgesetz verbietet, dass 

im aufrechten Arbeitsverhältnis 

anstelle der freien Tage eine Abgel-

tung des Urlaubs in Geld vorge-

nommen wird. 

Urlaub ohne Zustimmung
des Chefs?

Ihren Urlaub müssen Sie mit ihrem 

Arbeitgeber vereinbaren. Wenn es 

zu keiner Einigung kommt, kön-

nen Sie den Urlaub nur unter ganz 

bestimmten Voraussetzungen mit-

hilfe Ihres Betriebsrates antreten; 

fragen Sie dazu beim Betriebsrat 

nach! Das gilt auch umgekehrt – 

Urlaub ist Vereinbarungssache. Sie 

können auch nicht von Ihrem Chef 

in Urlaub geschickt werden, wenn 

sie nicht wollen. 

Krankheit im Urlaub

Wenn Sie während ihres Urlaubs 

krank werden, so werden die Tage 

der Erkrankung auf das Urlaubs-

ausmaß nicht angerechnet, voraus-

gesetzt Sie sind länger als drei Tage 

krank und melden dies auch dem 

Arbeitgeber mit einem ärztlichen 

Zeugnis.

Noch Fragen? 

Wenden Sie sich an die GPA-djp 

unter der Servicenummer 

05 03 01 -301  

Urlaubsanspruch

Sie haben Anspruch auf mindestens 

fünf Wochen bezahlten Urlaub pro 

Arbeitsjahr, das sind 30 Werktage 

(Werktage sind alle Kalendertage 

mit Ausnahme der Sonn- und Feier-

tage) bzw. 25 Arbeitstage (bei einer 

6-Tage-Woche von Montag bis Sams-

tag). Das gilt auch für Teilzeitbe-

schäftigte und geringfügig Beschäf-

tigte, jeweils im Ausmaß der verein-

barten wöchentlichen Arbeitszeit. 

Ab wann besteht
Urlaubsanspruch?

Ihr Anspruch auf Urlaub entsteht 

in den ersten sechs Monaten des 

ersten Arbeitsjahres so: Pro Monat 

entsteht Anspruch auf 2,5 Werktage 

Urlaub, mit Beginn des 7. Monats auf 

den Jahresurlaub von fünf Wochen. 

Ab dem zweiten Jahr haben Sie mit 

Beginn des Arbeitsjahres Anspruch 

auf den gesamten Urlaub. 

© Radovan Kraker, Fotolia.com
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J
apan setzt auf Ökojobs“ lau-

tete eine Schlagzeile vor einem 

Jahr. Neue Umwelttechnolo-

gien für energiesparende Gebäude 

oder intelligente Stromnetze sowie 

der sanfte Tourismus wurden als 

Bereiche genannt, in denen Japan 

bis 2020 bis zu 4,8 Millionen neue 

Arbeitsplätze schaff en könne. 

Jetzt, ein Jahr danach, hat der Insel-

staat, die bisher drittstärkste Wirt-

schaftskraft der Welt, mit akuten 

Umwelt- und Wirtschaftsproble-

men zu kämpfen. Das Erdbeben und 

der Tsunami, die die Zerstörung der 

Atomkraftwerke verursacht haben, 

brachten den Themen Umwelt-

schutz und Ökojobs eine neue Aktu-

alität, und es wurde klar, dass Japan 

hier noch einen Schritt weiter wird 

gehen müssen und ein radikales 

Umdenken notwendig ist. 

Ökojobs. Ist die Umweltwirtschaft der boomende Arbeitsmarkt der 
Zukunft oder verstecken sich hinter dem Öko-Etikett schmutzige, 
schlecht bezahlte Beschäftigungen? 

Green Jobs – grüne Zukunft?

mit einer guten Umwelt gleichzu-

setzen, sei ein Trugschluss. Zudem 

würden Jobs dazugerechnet, die 

mit Abfallentsorgung oder Ökologie 

nichts zu tun haben – und nur die 

Beschäftigung der Statistiker erhöhe. 

Zum Beispiel wenn ein Supermarkt 

zehn Prozent Bio-Produkte verkauft, 

werde hochgerechnet, dass damit 

auch zehn Prozent der Angestellten 

einen Ökojob haben.

Das EU-Statistikamt Eurostat und 

die Organisation für wirtschaftli-

che Zusammenarbeit und Entwick-

lung (OECD) defi nieren Ökojobs als 

Arbeitsplätze, die unmittelbar der 

Umweltverbesserung zugerechnet 

werden können. Dazu zählen auch 

Jobs in der Bio-Landwirtschaft und 

die Erzeugung von Strom ohne Koh-

lendioxid. „Würde man heute das 

Kraftwerk Hainburg bauen, hätte 

Auch in Europa werden Ökojobs 

als Schritt in Richtung nachhaltige 

Wirtschaft postuliert. Der österrei-

chische Umweltminister Nikolaus 

Berlakovich sagte zuletzt, dass es 

in der heimischen „Umweltwirt-

schaft“ exakt 199.824 „Green Jobs“ 

gebe. Bis 2020 sollten weitere 

100.000 „grüne“ Stellen geschaf-

fen werden. 

Arbeitsplätze der Zukunft

Wenn Politiker Ökojobs als „Arbeits-

plätze der Zukunft“ loben, wider-

spricht Thomas Ritt, Umweltökonom 

der Arbeiterkammer (AK), heftig. Der 

Begriff  „green jobs“ werde mit der 

Anmutung einer neuen, besseren 

Arbeitswelt verknüpft – nicht immer 

zu Recht. „Einen Ökojob zu haben 

bedeutet, den Dreck wegzuräumen, 

den wir machen.“ Viele Umweltjobs, 
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Arbeitsmarkt

man „Green Jobs geschaff en“, gibt 

Thomas Ritt zu bedenken. 

„Der gut bezahlte Umwelttechniker, 

der sozialversichert seiner erfüllen-

den Tätigkeit nachgeht, ist unter 

den Umweltarbeitsplätzen eher die 

Ausnahme“, bedauert Ritt. Eine AK-

Studie habe im europäischen Ver-

gleich die unterdurchschnittliche 

Bezahlung und die gesundheitli-

chen Belastungen bestätigt. Bei pri-

vaten Müllentsorgungsunterneh-

men seien die Arbeitsbedingungen 

oft noch schlechter. Zudem seien 

diese „green jobs“ dequalifi -

zierend, „wer einmal drei 

Jahre lang in der Müll-

trennung gearbeitet hat, 

bekommt woanders kei-

nen Job mehr“. In Däne-

mark etwa habe man das 

händische Mülltrennen 

bereits vor Jahren verboten.

Arbeitsbedingungen

Eine nachhaltigere Lebensweise in 

den Industrienationen sei notwen-

dig, betont auch David Mum, Leiter 

der GPA-djp-Grundlagenabteilung. 

Beschäftigungspotenzial gebe es 

sehr wohl, etwa beim Ausbau der 

erneuerbaren Energien. Freilich 

müssten sich die Gewerkschaften 

einbringen, um für gute Arbeitsbe-

dingungen zu sorgen. 

Die Ökologisierung beschränkt sich 

nicht auf das Segment der „green 

jobs“. „Umweltrelevantes Wissen 

wird eine branchenübergreifende 

Kompetenz, die für viele Berufe 

wichtig sein wird“, sagt Mum. Wich-

tiger als das Verschwinden oder 

Neu-Entstehen von Berufen sind 

Änderungen der Anforderungspro-

fi le in bestehenden Berufen.

Die Nutzung von Potenzialen der 

Ressourcen- bzw. Energieeffi  zienz 

und der Umstieg auf erneuerbare 

Energien können neue Arbeitsplätze 

schaff en, erklärt Mum. „Als Gewerk-

schaft setzen wir uns für einen 

Übergang in eine klimaschonende 

Arbeitsgesellschaft mit menschen-

würdigen Arbeitsbedingungen ein.“ 

Besser leben, 
besser arbeiten

„Welche Farbe die Jobs haben, ist 

egal“, bringt es Fritz Hinterberger 

vom Wiener Institut SERI, das die 

nachhaltige Entwicklung der euro-

päischen Gesellschaften erforscht, 

auf den Punkt. „Es geht darum, 

dass die Umweltdinge erledigt wer-

den, die erledigt werden müssen.“ 

Den Nachsorgebereich sollte es gar 

nicht geben. Hier habe Österreich 

seit Beginn der Umweltgesetzge-

bung in den letzten 30 Jahren viel 

erreicht, verglichen mit anderen 

Ländern. „Was brauchen wir zum 

guten Leben?“ ist für Hinterberger 

die Hauptfrage. „Früher musste viel 

Arbeit bereitgestellt werden, um 

sich das Leben leisten zu können.“ 

Das ist für viele sicherlich noch 

heute ein Thema.

„Die Wirtschaft schwächelt nicht 

umsonst“, so Hinterberger. Die 

Industriegesellschaften versuch-

ten, immer mehr Wohlstand durch 

weniger Arbeit zu produzieren. Das 

Wachstum könne aber nicht stän-

dig mehr werden – obwohl sich die 

Wirtschaftsforschung zu 90 Prozent 

darum kümmere, wie man es ankur-

beln könne. „Die Leute sind nicht 

mehr so scharf drauf, dass die Wirt-

schaft wächst.“ Besser sei es, weni-

ger zu arbeiten und weniger Stress 

und dafür mehr Zeit für die eigenen 

Kinder, Freizeit oder lebenslanges 

Lernen zu haben. Das würden sich 

die Menschen auch laut Umfragen 

wünschen. Fritz Hinterberger will 

daher mehr „Flexicurity im guten 

Sinn“. Dass auf die Finanzkrise die 

Ölkrise im Vorjahr und die Atom-

krise dieses Jahr folgten, ist für den 

Nachhaltigkeitsforscher nur eine 

logische Folge. „Man kann nicht so 

weiterwirtschaften wie bisher und 

glauben, es passiert nichts.“ 

Kriterien definieren

Das Etikett „Green Job“ muss also 

genauer defi niert und darf nicht 

für Etikettenschwindel missbraucht 

werden. Der Umstieg auf 

eine nachhaltige Produkti-

onsweise kann sehr wohl  

gesellschaftlich wertvolle 

Arbeitsplätze schaff en. So 

können etwa im Bereich 

erneuerbarer Energien 

Arbeitsplätze in struktur-

schwachen Regionen entstehen. 

Die Rolle der Gewerkschaften sieht 

David Mum wie in anderen Berei-

chen auch: Die Arbeitsbedingungen 

und die Bezahlung müssen stim-

men. „Wenn ein Bio-Supermarkt 

eine Betriebsratswahl verhindert, 

so ist das aus unserer Sicht kein 

guter Job, ob ‚green’ oder nicht“, 

sagt Mum. „Es liegt an uns, dass 

‚Green Jobs‘ den Kriterien guter 

Arbeit gerecht werden.“  

Heike Hausensteiner

Ökojobs müssen den Kriterien
guter Arbeitsbedingungen 

gerecht werden.
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Aktuell

18 Mai 2011

R
egelmäßige Pausen sind 

wichtig für die Gesundheit 

und den Erhalt der körper-

lichen und geistigen Leistungsfä-

higkeit. Daher gibt es auf Arbeits-

pausen auch einen rechtlichen 

Anspruch. „Trotzdem wird in vielen 

Unternehmen auf die Einhaltung 

der Pausenzeiten häufi g einfach 

Aktionswoche. Arbeitspausen sind gesetzlich zwar 
vorgesehen, werden aber nicht immer eingehalten. 

Eine Pause tut allen gut!

tigten ist die gesundheitliche Belas-

tung geringer, die Unternehmen 

profi tieren von niedrigeren Fehlzei-

ten und Krankenständen“, erklärt 

Proyer. Denn regelmäßige Arbeits-

pausen erhöhen die Konzentration, 

reduzieren Fehler und Unfälle und 

sind wichtig für die Gesundheit.

In einer österreichweiten Aktions-

woche Anfang April informierte die 

GPA-djp darüber, wie wichtig es ist, 

die gesetzlich vorgesehenen Arbeits-

pausen auch wirklich einzuhalten.

Handlungsbedarf

Eine für die GPA-djp durchgeführte 

IFES-Befragung ergab, dass immer-

hin 46 Prozent die Ruhepause von 

einer halben Stunde einhält. 15 Pro-

zent der Befragten gaben jedoch an, 

dass für sie keine Ruhepause vor-

gesehen ist. Und 23 Prozent jener, 

die eine Ruhepause haben, nehmen 

diese höchstens gelegentlich wahr – 

vor allem qualifi zierte bzw. leitende 

Angestellte, die über eine hohe 

Arbeitszeitautonomie verfügen. 

„Gerade die Vorgesetzten sollten 

aber als Vorbilder für eine gesunde 

Pausenkultur wirken“, betont Proyer. 

„Oft ist es nicht so sehr der direkte 

Druck von oben, als vielmehr die Ver-

antwortung gegenüber den KundIn-

nen und KollegInnen, die von einer 

Ruhepause abhält.“

Bestimmte Branchen sind beson-

ders betroff en, darunter der 

Gesundheits- und Sozialbereich. 

Aber auch im IT- und Telekombe-

reich gehören überlange Arbeitszei-

ten und ein Snack zwischendurch 

vor dem Bildschirm oder Arbeitsbe-

sprechungen bei einer Tasse Kaff ee 

leider oft zum Arbeitsalltag.  

Red.

Rechtliche Grundlagen

Mittagspause: Wer länger 
als sechs Stunden arbeitet, 
hat Anspruch auf eine halbe 
Stunde Pause. Diese kann 
auch aufgeteilt werden 
(2 x 15 oder 3 x 10 
Minuten). Das gilt auch für 
Teilzeitbeschäftigte an Tagen, 
an denen sie länger als 
sechs Stunden arbeiten. 

Wann wer auf Pause gehen 
kann, hängt von den Verein-
barungen in einem Betrieb ab 
und kann nicht einfach einsei-
tig festgelegt werden. 

Der Arbeitgeber muss diese 
Pause nicht bezahlen, er muss 

sie aber gewähren. Während 
der Pause darf man den 
Arbeitsplatz verlassen und 
muss auch nicht auf Abruf ver-
fügbar sein. 

Bildschirmpause: Wer länger 
als zwei Stunden täglich 
Bildschirmarbeit macht, hat 
Anspruch auf zehn Minuten 
Pause nach jeweils 50 
Minuten. Auch Tätigkeitswech-
sel, die die Belastung durch 
die Bildschirmarbeit ausglei-
chen, gelten wie Pausen. Bild-
schirmarbeitspausen müssen 
vom Arbeitgeber bezahlt 
werden. Sie sind, anders als 
Ruhepausen, Arbeitszeit.

‚vergessen’, kritisiert der GPA-djp 

Vizechef Karl Proyer. Gründe sind 

oft hohe Arbeitsbelastung, Druck 

von Kunden, Terminstress oder 

schlicht die fehlenden Räumlichkei-

ten zum Abschalten. 

Dabei ist eine gute „Pausenkultur“ 

zum Vorteil aller: „Für die Beschäf-

GewerkschafterInnen informieren wäh-
rend der Aktionswoche über Pausen 
( v.l.n.r.  BR Otto Wöchtl, Alois Bach-
meier GPA-djp, BRV Franz Zimmer-
mann , RGF GPA-djp Barbara Teiber)
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Zur Arbeit 
radeln 
Radeln Sie doch öfter 
in den Betrieb und 
gewinnen Sie Preise!

Viele Arbeitswege sind leicht mit 

Fahrrad oder im Mix mit öff entli-

chen Verkehrsmitteln zu bewälti-

gen. Nur fehlt uns manchmal der 

Anreiz. Deshalb gibt es die Aktion 

„Österreich radelt zur Arbeit“. Stei-

gen Sie mit BetriebskollegInnen 

gemeinsam aufs Rad! 

Es ist gesund, hält fi t, schont Geld-

börsl und Umwelt, und gewinnen 

kann man auch dabei. Die GPA-djp 

schreibt gemeinsam mit der AK, der 

Radlobby IG Fahrrad und der Stadt 

Wien einen Wettbewerb aus: Sam-

meln Sie als Radlerteam mit zwei 

bis vier KollegInnen im Betrieb Rad-

Kilometer. Neben dem Bundesland 

Wien beteiligen sich die Bundes-

länder Oberösterreich, Burgenland 

und Salzburg. Jeder der mitradelt 

gewinnt – für seine Gesundheit. Mit 

etwas Glück können Sie auch Preise 

vom Fahrrad bis zu Reisen gewinnen. 

Und so geht’s: Die Teams regis-

trieren sich bis zum 25. Mai auf der 

Aktions-Website www.wien.radelt-

zurarbeit.at Im Juni tragen die 

Teams dann jeden Tag ihre geradel-

ten Arbeitsweg-Kilometer ein. Mit 

jedem Kilometer-Eintrag erfahren 

sie, wie viele Kalorien Sie verbrannt 

haben, und wie viel von dem klima-

schädlichen Gas Kohlendioxid Sie 

der Umwelt erspart haben.

Motivieren Sie Ihre KollegInnen und 

melden Sie sich bald an! Im Juni 

geht’s los!

Medien

Arbeitswelt

Wählen und mitbestimmen!

Als Plattformen für engagierte Menschen, die sich je nach ihrer 
berufl ichen Situation besser vernetzen und organisieren wollen, 
halten die Interessengemeinschaften in der GPA-djp alle 2–4 Jahre 
Wahlen für ihre bundesweiten Gremien ab. In diesen Ausschüssen 
werden die Schwerpunkte und Ziele der jeweiligen Periode entwi-
ckelt und umgesetzt. Derzeit fi nden Wahlen in der work@education, 
der work@fl ex und der work@migration statt. Jedes Gewerkschafts-
mitglied, das in einer Interessengemeinschaft eingetragen ist, hat das 
aktive und passive Wahlrecht!

Mehr Informationen auf www.gpa-djp.at/interesse 

MO, das Magazin für Men-
schenrechte der Initiative 
SOS Mitmensch, wird auch 
über Straßenkolportage ver-
trieben. Seit Jahresbeginn 
in neuen MO-Taschen, die 
von der GPA-djp gesponsert 
wurden. Rund 50 Kolporteu-
rInnen verkaufen die Zeitung 
um 2 Euro pro Ausgabe 
und behalten davon einen 
Euro ein. So können sich 
vom regulären Arbeitsmarkt 
ausgeschlossene Menschen 
ihren Lebensunterhalt auf-
bessern. Vor allem Asyl-
suchende nehmen diese 
legale Erwerbsmöglichkeit in 
Anspruch. Obwohl die Kol-
portage zur Finanzierung 
von MO beiträgt, legt SOS 
Mitmensch Wert darauf, 
dass diese Form des Ein-
kommens kein Dauerzustand 
sein kann. Die GPA-djp 
tritt ebenso wie SOS Mit-
mensch für uneingeschränkte 
Beschäftigungsmöglichkeiten 
für Asylsuchende ein. 

Mehr dazu http://

kolportage.sosmitmensch.at 

Kolportage-Projekt
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Integration

L
eistungsbezogene Gehalts-

systeme sind in vielen Firmen 

zum Alltag geworden. Die 

ArbeitnehmerInnen wurden über 

Jahre hinweg an Instrumentarien 

wie das MitarbeiterInnengespräch, 

Zielvorgaben und Prämiensysteme 

bei niedrigen Grundgehältern 

gewöhnt. Letztlich richtet sich die 

Bezahlung nach dem Firmen-Out-

put, Geschäftserfolg und den sozi-

alen Fähigkeiten der Beschäftig-

ten – Faktoren die vom Einzelnen 

oft nicht beeinfl ussbar und selten 

objektiv nachvollziehbar sind. 

„Bei leistungsbezogenen Entloh-

nungssystemen zahlt es sich immer 

aus, die Spielregeln der Bezahlung 

sehr genau zu hinterfragen“, rät Eva 

Angerler, Expertin in der Abteilung 

Arbeit und Technik in der GPA-djp. 

Denn es liegt im Interesse der Kon-

zernleitung, niedrige Basisgehäl-

ter mit hohen variablen Gehalts-

bestandteilen zu vereinbaren und 

Gehaltserhöhungen zu vermeiden. 

Den variablen Gehaltsteil oder die 

Ziele muss jede/r alleine mit der 

Konzernleitung aushandeln. „Durch 

diese betriebsinternen Aushand-

lungsprozesse können kollektive 

Regelungen leichter ausgehebelt 

werden und die Verhandlungsposi-

tion der einzelnen ArbeitnehmerIn 

wird geschwächt“, erklärt Angerler.

Sehr oft wird versucht, Teamziele 

zu etablieren, die einen internen 

Konkurrenzkampf der Mitarbei-

terInnen eines Arbeitsbereiches 

Leistungsgerechte Entlohnung –
Vorsicht, Falle!
Prämiensysteme. Was von Firmen als leistungsgerecht angepriesen 
wird, stellt sich bei näherem Hinsehen oft als bloßes Abwälzen des 
Unternehmerrisikos auf die Beschäftigten dar.

auslösen. „Fast immer fi nden sich 

dabei MitarbeiterInnen, die Druck 

– sogenannte peerpressure – auf 

ihr Umfeld ausüben und sogar 

ihre KollegInnen kontrollieren und 

antreiben“, berichtet Angerler aus 

der Praxis.

  

Anlaufstelle Betriebsrat 

„Der Betriebsrat ist eine wichtige 

Anlaufstelle, derartige Gehaltssys-

teme sollten nicht ohne Mitwirkung 

der BelegschaftsvertreterInnen ein-

geführt werden“, warnt Angerler. In 

der Praxis übersehen die Arbeitneh-

merInnen nämlich oft, dass diese 

Vergütungssysteme negative Aus-

wirkungen auf ihre Arbeitsbedin-

gungen und die Solidarität unter 
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Gewerkschaftsarbeit

den MitarbeiterInnen haben kön-

nen. Werden die BetriebsrätInnen 

mit einbezogen, erhöhen sie die 

Verteilungsgerechtigkeit und kön-

nen die Formulierung der Zielvor-

gaben im Interesse der Belegschaft 

beeinfl ussen.

Das oberste Ziel der BetriebsrätIn-

nen ist zunächst die Etablierung 

einer Betriebsvereinbarung. Darin 

können Arbeitgeber und Betriebs-

rat verbindliche Regelungen betref-

fend Prämienmodelle, Leistungs-

Beurteilungssysteme oder Konfl ikt-

lösungsmechanismen vereinbaren. 

Die Betriebsvereinbarung ist recht-

lich bindend. Einzelvereinbarun-

gen sind nur gültig, wenn sie die 

ArbeitnehmerInnen begünstigen. 

Eine Betriebsvereinbarung stellt 

zugleich immer auch eine Rahmen-

regelung dar, an der sich die Arbeit-

nehmerInnen bei Einzelverhand-

lungen orientieren können. 

Umstrittene Soft Skills 

„Variable Gehaltssysteme, die im 

Verkauf einigermaßen plausibel 

sind, greifen nun immer mehr auf 

nicht umsatzorientierte Jobs über“, 

kritisiert Angerler. In den vereinbar-

ten Zielen fi nden sich häufi g soge-

nannte „Soft Skills“ wie Sozialver-

halten, Kollegialität und Kompe-

tenzbeurteilungen – diese werden 

von der Belegschaft als besonders 

ungerecht empfunden. „Die Höhe 

des monatlichen Einkommens 

hängt dann davon ab, inwieweit die 

Beschäftigten in den Augen der Vor-

gesetzten Teamplayer sind, unter-

nehmerisch denken oder bereit sind 

ihre Risikobereitschaft oder ihren 

Arbeitseinsatz zu erhöhen. Das sind 

sehr schwammige Begriffl  ichkeiten, 

deren Beurteilung nicht objektiviert 

werden kann“, so Angerler.

Andrea Komar, Leiterin der Bun-

desrechtsabteilung in der GPA-djp, 

sieht Leistungslohnmodelle zwar 

grundsätzlich als eine Chance für 

die ArbeitnehmerInnen – oft gibt 

es dabei aber ein nicht unerhebli-

ches Risiko: „Zielvorgaben werden 

so hoch angesetzt, dass Arbeitneh-

merInnen, um sie zu erreichen, 

Raubbau an ihrer Gesundheit 

betreiben.“ Stressbedingte Erkran-

kungen sind nicht selten die Folge. 

Zum Schutz der ArbeitnehmerIn-

nen pocht auch Komar auf starke 

Mitwirkungsrechte des Betriebsra-

tes bei der Einführung und Gestal-

tung solcher Systeme.

Solidarität durch 
Soziales Audit 

Immer öfter berichten Betriebsrä-

tInnen, dass MitarbeiterInnen ihre 

Zielvereinbarungen unwiderspro-

chen – oder nach kurzer Diskussion, 

aus Angst um den Job oder die Kar-

riere – hinnehmen. „Lediglich fünf 

bis zehn Prozent der Belegschaft 

nimmt ihre Zielvereinbarung nicht 

an“, berichtet ein Betriebsrat. 

Bei guter Ver-

netzung und 

Organisierung 

im Betrieb kön-

nen die Auswir-

kungen variabler 

Gehaltssysteme, 

z. B. in Betriebs-

versammlungen, breiter und soli-

darisch diskutiert werden. Viele 

BetriebsrätInnen sind sicher, dass 

Leistungslohnsysteme die Men-

schen rascher in Krankenstände 

und Invalidität treiben.

Die Abteilung Arbeit und Technik 

in der GPA-djp hat daher ein „Sozi-

ales Audit“ entwickelt: „Wir stellen 

Prämiensysteme können sich negativ auf 
die Arbeitsbedingungen und die Solidarität 

unter den MitarbeiterInnen auswirken.

Broschüre

Die Broschüre der 
GPA-djp stellt Checklis-
ten und Evaluierungs-
verfahren für leistungs-
bezogene Entgeltfi n-
dung zur Verfügung. 
Bestellen per mail an 
service@gpa-djp.at 

den BetriebsrätInnen Checklisten 

zur Verfügung und erfragen die 

Wirkung von variablen Parametern 

im Entlohnungssystem“, erklärt Eli-

sabeth Nagy, Betriebsrätin bei der 

Zürich Versicherung und für die 

GPA-djp im Beirat für Arbeit und 

Technik tätig. „Aus den Bewertun-

gen der Beschäftigten erhalten wir 

genaue Einblicke in Ungerechtig-

keiten variabler Gehaltssysteme 

und können daraus spezifi sche For-

derungen entwickeln, um die Qua-

lität der Entlohnungssysteme zu 

verbessern, etwa sie gerechter zu 

machen“, erklärt Nagy. Durch die 

Befragungen werden auch die Kom-

munikation und Refl exion inner-

halb des Betriebes gesteigert und 

ungerechte Entlohnungsparame-

ter, wie z. B. die Anbindung an den 

Bilanzerfolg, öff entlich gemacht.  

Andrea Rogy

Human Resource- und Personalmanagement
aus Sicht der ArbeitnehmerInnen

Leistungs- und erfolgsbezogene
Entgeltfi ndung

deckblatt_soz-audit_teil 3_a3_ped.indd   1 14.05.2009   14:29:27

Eva Angerler, GPA-djp, berät Betriebsräte 
bei der Einführung von Prämiensystemen. 
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Arbeitswelt

22 Mai 2011

Einer für alle 
Dienstreise-KV. Die Regeln für Dienstreisen sollen fairer und transparenter 
werden. Die Interessengemeinschaft work@professional erarbeitet einen 
branchenübergreifenden Dienstreise-Kollektivvertrag. 

M
obilität ist die Umschrei-

bung einer grenzenlosen 

und fl exiblen Arbeits-

welt. Waren Dienstreisen früher 

eher ein Thema für Führungskräfte, 

für VertriebsmitarbeiterInnen oder 

Montagekräfte, so setzen Arbeitge-

ber die Reisebereitschaft nun auch 

bei Stellen voraus, die als ortsge-

bunden galten. FacharbeiterInnen 

werden ins Ausland geschickt, um 

Fabriken aufzubauen, Laborkräfte 

fahren zu Kunden, um den Vertrieb 

zu unterstützen. Zwischen vier und 

fünf Millionen Dienstreisen pro Jahr 

werden in Österreich unternom-

men. Etwa 1,2 Millionen Arbeitneh-

merInnen müssen zumindest ein-

mal im Jahr eine Dienstreise antre-

ten. Allerdings werden die Dienst-

reisen in den einzelnen Branchen 

sehr unterschiedlich behandelt. 

Relativ neue Regelungen bieten die 

Kollektivverträge in der Elektro- und 

Erdölindustrie oder der außeruni-

versitären Forschung, relativ lange 

gültig sind die Regelungen in ande-

ren Industriekollektivverträgen. 

Dagegen gibt es bei Banken bislang 

nur auf betrieblicher Ebene Verein-

barungen.

Neue Ansätze

Um jedoch kompetent zu agieren 

und eine sozial verträgliche Balance 

von Arbeit und Leben zu halten, 

brauchen alle mobilen Mitarbeite-

rInnen gute Rahmenbedingungen 

und übersichtliche Regelungen. Die 

work@professional, die Interessen-

gemeinschaft der Fach- und Füh-

rungskräfte in der GPA-djp, präsen-

tiert nun einen Vorschlag für einen 

Dienstreise-Kollektivvertrag, der in 

allen Branchen gültig sein soll. „Wir 

haben die wichtigsten Kollektivver-

träge nach den Dienstreiseregelun-

gen durchgesehen und neue Ansätze 

unter dem Motto fair, einfach, ver-

ständlich und europafi t erarbeitet“, 

erklärt Max Steinhäusler, Prozessin-

genieur und Betriebsrat der voes t-

alpine Stahl GmbH. Steinhäusler ist 

auch Vorsitzender der work@pro-

fessional. Die Vorschläge für einen 

allgemeinen Dienstreisekollektiv-
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Dienstreisen

1,2 Millionen ArbeitnehmerInnen

müssen zumindest einmal im Jahr 

eine Dienstreise antreten. 

vertrag werden am 26. Mai bei der 

österreichweiten BetriebsrätInnen-

Konferenz vorgestellt. 

Verdichtung der Arbeit

Deutsche Untersuchungen zeigen, 

dass Unternehmen zusätzlich auf 

eine Verdichtung der mobilen Arbeit 

drängen. Die Beschäftigten sol-

len unterwegs so effi  zient arbeiten 

wie am Firmensitz. Um das einhal-

ten zu können, müssen Arbeitneh-

merInnen auch den Auf-

enthalt in der Bahnhofs-

halle oder am Flughafen 

zur Arbeit nutzen. Gleich-

zeitig büßen Dienstrei-

sen aber an Komfort ein. 

Nach dem Konjunktur-

einbruch senkten etliche 

Firmen den Reiseetat, 

ohne jedoch das Reisevolumen ein-

zuschränken. Dienstreisen werden 

wegen der günstigen Flugkosten 

aufs Wochenende gelegt oder das 

Unternehmen bucht zeitraubende 

Umwege. Beschäftigte müssen 

in einem schmucklosen Hotel im 

Industriegebiet, weit entfernt vom 

Zentrum übernachten oder noch 

am gleichen Tag nach Hause fah-

ren. Dienstreisen, wie sie heute in 

ganz Europa üblich sind.  

„Viele Dienstreisen-Regelungen 

stammen noch aus der Zeit vor 

dem EU-Beitritt, da wurde streng 

zwischen Inland und Ausland 

unterschieden“, weiß Max Stein-

häusler. Deshalb soll die Unter-

scheidung zwischen Inlands- und 

Auslandsdienstreisen innerhalb 

Europas abgeschaff t werden. Ein 

Taggeldsatz, der für österreich-

weite Dienstreisen gilt, soll daher 

auch bei Reisen ins Ausland gelten. 

Komplizierte Berechnungen, wo 

genau über den ausländischen und 

inländischen Anteil einer Dienst-

reise gefeilscht wird, würden dann 

wegfallen. Dafür soll das Taggeld 

erhöht werden, das sich in vielen 

Kollektivverträgen derzeit am Tag-

geldsatz des Beamtendienstrechts 

orientiert. Dieser ist seit 2002 nicht 

mehr gestiegen. 

Neue Tagsätze

„Wir orientieren uns nun an den 

EU-Tagsätzen“, sagt Gerald Musger, 

Bundessekretär der GPA-djp-Inter-

essengemeinschaften und stellver-

tretender Vorsitzender des Rates der 

europäischen Fach- und Führungs-

kräfte EUROCADRES. „Denn mit die-

sem Geld müssen den Beschäftig-

ten Mehrbelastung und erhöhte 

Anforderungen auf Dienstreisen 

abgegolten werden.“ Für Österreich 

beträgt der EU-Tagsatz derzeit 95 

Euro. 

Passive und 
aktive Reisezeiten

Wird eine Dienstreise in der gülti-

gen Normalarbeitszeit unternom-

men, so gilt dies als voll zu bezah-

lende Arbeitszeit, egal ob man mit-

fährt, selber lenkt, im Zug oder im 

Flugzeug sitzt. Findet die Dienst-

reise außerhalb der Normalarbeits-

zeit statt, wird zwischen passiven 

und aktiven Reisezeiten unterschie-

den. Aktive Reisezeiten müssen als 

Überstunde oder Normalstunde (je 

nach Kollektivvertrag) bezahlt wer-

den, passive Reisezeiten nach einem 

komplizierten Schlüssel - die Bezah-

lung macht aber nur einen Bruch-

teil einer Arbeitsstunde aus. Gerald 

Musger: „Die Erfahrung zeigt aber, 

dass es fast nur aktive Reisezeiten 

gibt. Viele arbeiten durchwegs mit 

mobilen Computern oder sind über 

ihr Handy abrufb ereit.“ Die beruf-

lichen Vorgaben lassen auch oft 

keine andere Wahl. Auch das Len-

ken eines Fahrzeuges gilt als aktive 

Reisezeit. 

„Die Unternehmen sollen zu einem 

verantwortungsvollen Dienstrei-

semanagement animiert werden. 

Dazu gehört auch die Einhaltung der  

Ruhezeiten, die nach dem Arbeits-

zeitgesetz bestimmt sind“, verlangt 

Gerald Musger. Eine Anrechnung 

von Reisezeiten auf die Ruhezeiten 

ist nur dann möglich, wenn es in 

den Verkehrsmitteln eine 

entsprechende Erholungs-

möglichkeit gibt: etwa 

den Schlafwagen im Zug, 

Business- oder First-Class 

im Flugzeug. Anderenfalls 

muss es Ersatzruhezeiten 

geben, etwa, dass sich Mit-

arbeiterInnen einige Zeit 

in ein Bett legen können, bevor sie 

den Dienst antreten. „Das ist auch 

für die Firma sinnvoll, denn wenn 

MitarbeiterInnen unausgeschlafen 

eine schwierige Verhandlung füh-

ren sollen, dann wird das Ergebnis 

nicht besonders gut sein“, ist Mus-

ger überzeugt.  

Christian Resei

work@professional versteht 
sich als Kompetenz-Netzwerk 

und Lobby für Fach-
expertInnen und Füh-
rungskräfte in allen 
Hierarchiepositionen 
und bietet eine Reihe 
konkreter Produkte, 
Dienstleistungen und 
Beratungsangebote an.

Die Broschüre „Arbeits-
zeit – Reisezeit – Ruhe-
zeit“ können Sie auf 

www.gpa-djp.at/
professional bestellen.

Die Interessengemein-
schaft work@professional 
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Recht

B
ei einer Dienstgeber-Kün-

digung ist es ausschlagge-

bend, wann sie dem Beschäf-

tigten tatsächlich zugeht. „Das 

kann sowohl mündlich in einem 

Gespräch sein, da geht sie sofort 

zu, oder schriftlich, wenn Ihnen 

die Kündigung per Post zugestellt 

wird“, erklärt GPA-djp-Rechtsschutz-

expertin Barbara Zechmeister

Die Kündigungsfrist ist die Zeit zwi-

schen Empfang der Kündigung und 

dem letzten Tag des Dienstverhält-

nisses. Dieser letzte Tag ist dann 

auch der Kündigungstermin, an 

dem dann das Dienstverhältnis tat-

sächlich endet. Die Kündigungsfrist 

beträgt im Angestelltengesetz min-

destens sechs Wochen, verlängert 

sich ab dem zweiten Dienstjahr auf 

zwei Monate und ab dem fünften, 

15. und 25. Dienstjahr um je einen 

Monat.

Trotzdem ist hier Vorsicht geboten: 

„Auch wenn der Dienstgeber die 

richtige Kündigungsfrist oder den 

richtigen Kündigungstermin nicht 

beachtet, macht das die Kündigung 

als solche nicht ungültig“, weiß 

Zechmeister.

Kündigung durch den Dienstgeber
Rechtsinfo. Bei einer Kündigung durch den Arbeitgeber sieht das 
österreichische Arbeitsrecht bestimmte Fristen und Termine vor.

Form 

Eine spezielle Form ist normaler-

weise nicht vorgesehen. Eine Kün-

digung kann somit normalerweise 

mündlich oder schriftlich erfolgen 

und muss auch nicht begründet 

werden. Es gibt allerdings auch Kol-

lektivverträge bzw. Dienstverträge, 

in denen festgehalten ist, dass eine 

Kündigung nur mittels (Ein-)Schrei-

ben möglich ist. 

Auch während des Urlaubs oder 

Krankenstandes ist eine Kündigung 

möglich. In Betrieben mit Betriebs-

rat kann eine Kündigung nur dann 

rechtswirksam ausgesprochen wer-

den, wenn der Betriebsrat vorher 

verständigt wurde. Bestimmte Per-

sonen, wie z. B. werdende Mütter, 

Belegschaftsvertreter, Behinderte, 

Lehrlinge, Eltern während Karenz-

urlaub und Elternteilzeit oder Prä-

senz- und Zivildienstpfl ichtige, 

unterliegen einem besonderen 

Kündigungsschutz.

„Wichtig ist auch, dass ab dem 

Erhalt der Kündigung die Frist für 

eine eventuelle Anfechtung zu lau-

fen beginnt, diese dauert maximal 

zwei Wochen“, sagt Zechmeister. 

Der Arbeit fernbleiben darf man 

dann nur bei ausdrücklicher Dienst-

freistellung. 

Verzichtserklärung nicht
unterschreiben

Mit dem Ende des Dienstverhältnis-

ses ist die Endabrechnung zu über-

mitteln, ein Dienstzeugnis muss 

der/die Beschäftigte verlangen. 

„Schauen Sie sich die Abrechnung 

der Beendigungsansprüche – also 

den Bezug bis zum letzten Arbeits-

tag, off ener Urlaub, Sonderzahlun-

gen, ggf. Abfertigung – ganz genau 

an!“ rät Zechmeister. „Unterschrei-

ben Sie vor allem keine Verzichts-

erklärung!“ Manche Dienstgeber 

versuchen nämlich, eine Bestäti-

gung, dass keine weiteren Ansprü-

che mehr off en sind, zu erhalten. 

„Unterschreiben Sie hier nichts 

ohne vorherige Beratung!“

Bei Fragen unterstützt Sie die GPA-

djp gerne telefonisch oder in einem 

persönlichen Beratungsgespräch in 

ihrer Region! Auskunft unter:

05 03 01-301 

Barbara Lavaud
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Service

Damit Sie bei Ferialjobs und Praktika über 
Ihre Rechte Bescheid wissen.

Während der Arbeitszeit raten wir, 

Stundenaufzeichnungen zu führen, 

Überstunden können so leichter 

nachgewiesen werden. Sie haben 

Anspruch auf Entgeltfortzahlung 

bei Krankenstand und die Möglich-

keit von 2 Tagen Urlaub pro Monat.

Am Ende unbedingt Lohn- und 

Gehaltszettel kontrollieren! Auch 

Sonderzahlungen (z. B. anteilsmäßi-

ges Urlaubs- und Weihnachtsgeld) 

laut Kollektivvertrag und  Urlaubsab-

fi ndung (nicht konsumierter Urlaub) 

müssen ausbezahlt werden.

Mehr Infos auf www.ferienjob.or.at 

oder per Mail an

jugend@gpa-djp.at

Checkliste Ferienjobs

GPA-djp-Jugendkongress 2011

Dabei sein und mitreden! Von 23. bis 25. September 2011 fi ndet im 
Jugendgästehaus Cap Wörth (9220 Velden/Wörthersee, Seecorso 
37–39) der GPA-djp-Jugendkongress statt.

Ein Wochenende lang spannende Workshops und jede Menge 
Fun und Action, aber auch das Bundesjugendforum der GPA-djp: 
Bei diesem Forum wird das neue Team der GPA-djp Jugend für die 
kommenden zwei Jahre gewählt und die inhaltliche Positionierung 
beschlossen. 

Mehr Infos zum Jugendkongress 2011 und zum Bundesjugendforum 
gibt es auf www.jugend.gpa-djp.at 

Mitgliedsbeiträge

Mitgliedsbeitrag 1 % des 
Bruttogehalts, 
max. € 27,40 
(Grenzbeitrag 2011)
Ausnahme: Technische Ange-
stellte im WB 08/Druck/
Kommunikation € 27,60/
Monat

Monatliche Fixbeiträge: 
Arbeitslose,  bei Krankheit 
ohne Gehaltsabzug, Zweit-
mitgliedschaft, unbezahlter 
Freistellung, vorzeitigem 
Mutterschutz € 1,80; 
geringf. Beschäftigte € 2,–

Jährliche Fixbeiträge: 
SchülerInnen, StudentInnen 
€ 8,40
PensionistInnen € 36,–
Außerordentliche Mitglied-
schaft € 21,60

Sonstige Beiträge: 
Für atypisch Beschäftigte, 
Werkvertrags- und freie 
Dienst nehmerInnen beträgt 
der monatliche Beitrag 
1 % des Bruttogehalts, max. 
jedoch
€ 10,–/Monat.
Freie JournalistInnen mit 
Presseausweis € 10,–/
Monat (wenn nicht der 
Grenzbeitrag von € 27,40 
anzuwenden ist).
JournalistInnen in Pension mit 
Presseausweis € 8,–/Monat.

Viele SchülerInnen und Studen-

tInnen arbeiten im Sommer. Hier 

einige Tipps, um sich vor unliebsa-

men Überraschungen zu schützen:

Beim Bewerbungsgespräch: Um 

welches Dienstverhältnis handelt 

es sich – um eine PraktikantInnen-

stelle oder um einen Ferienjob? Wie 

hoch ist der Verdienst, welcher Kol-

lektivvertrag gilt? Wird ein Dienst-

vertrag, Werkvertrag oder freier 

Dienstvertrag geboten?

Unbedingt auch nach den Arbeits-

zeiten fragen! Zum Arbeitsbeginn 

sollten Sie einen Dienstzettel und 

einen Durchschlag der Anmeldung 

bei der Sozialversicherung erhalten.

Mitgliedsbeiträge
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E
s ist eine gesellschaftliche 

Realität, dass Migration und 

Zuwanderung Teil unseres 

Zusammenlebens sind. Wie wir 

dieses gestalten können und wer 

die Menschen sind, von denen oft 

nur als „die Ausländer“ die Rede ist, 

davon handelt die vorliegende Pub-

likation. Thema-

tisch in drei Kapi-

tel gegliedert 

wird versucht, 

möglichst viele 

Facetten dessen, 

was landläu-

fi g „Integration“ 

genannt wird, zu 

beleuchten.

Theorie und Praxis

Im ersten Teil fi nden sich verschie-

dene Beiträge, die sich mit den 

Voraussetzungen und den daraus 

Weltenwanderungen –
Integration und Integrität
So lautet der Titel des jüngsten Buchs der Wohnbauvereinigung für 
Privatangestellte (WBV-GPA), das sich mit den interkulturellen Aspekten 
im gemeinnützigen Wohnbau beschäftigt.

ableitbaren Strategien im Umgang 

mit der Aufgabenstellung des inter-

kulturellen Wohnens beschäftigen:  

In einem von Sibylle Hamann 

moderierten und aufgezeichneten 

Gespräch zwischen Michael Lud-

wig (Stadtrat für Wohnen, Wohn-

bau und Stadterneuerung in Wien), 

Michael Chalupka (Direktor der Dia-

konie Österreich) und Michael Geh-

bauer (Geschäftsführer WBV-GPA) 

werden Probleme benannt, der Ist-

Zustand analysiert und Wege in die 

Zukunft skizziert. 

Joachim Brech (internationaler 

Wohnbauexperte) nimmt unter 

dem Titel „Eine Stadt – viele Iden-

titäten“ zahlreiche Aspekte von 

Mi gration und Wohnungswirt-

schaft unter die Lupe, wobei als pro-

grammatische Essenz seines Textes 

drei Zwischentitel zitiert werden 

dürfen: „Stadt heißt Vielfalt“, „Inte-

gration gelingt, aber sie braucht 

Zeit“ und „Vermeidung von Diskri-

minierung, Förderung der Identifi -

kation“.

„Wohnen und Integration“ ist für 

Alexander Janda (Geschäftsführer 

des Österreichischen Integrations-

fonds) eine „ganz zentrale gesell-

schaftspolitische Aufgabe“,  denn 

die statistisch signifi kante Schlech-

terstellung von MigrantInnen bei 

räumlicher Situation und der nach-

weisbar höhere Anteil der Wohn-

kosten an den Lebenshaltungskos-

ten insgesamt kann der Segrega-

tion Vorschub leisten: „Der Woh-

nungsstandard und die räumliche 

Situierung sind vielfach eine Funk-

tion erfolgreicher oder erfolgloser 

Integration“. 

Andrea Holzmann (Geschäftsführe-

rin WBV-GPA) beschreibt Interkul-

turelles Wohnen in den Anlagen der 
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Bezahlte Anzeige

WBV-GPA, wobei sie die Notwen-

digkeit der sensiblen Kommunika-

tion einer Hausverwaltung hervor-

hebt. Auch wenn Nachbarschafts-

konfl ikte, die auf kulturelle Unter-

schiede zurückzuführen wären, in 

den Häusern der WBV-GPA kaum 

vorkommen, wird großer Wert auf 

den Dialog gelegt, um Rücksicht und 

Respekt zu fördern und zu fordern. 

Darüber hinaus stellt die WBV-GPA 

mit ihren ausgewiesenen Integra-

tionsprojekten und der Teilnahme 

an entsprechenden Bauträger-

wettbewerben unter Beweis, dass 

„Inte gration“ für das Unternehmen 

mehr als nur ein Schlagwort ist.

Schließlich meldet sich Valentin 

Inzko (Hoher Repräsentant und EU-

Sonderbeauftragter für Bosnien-

Herzegowina) zu Wort, der in einer 

Grußadresse das Engagement der 

WBV-GPA in Sarajevo würdigt und 

das Thema in einem europäischen 

Kontext zu vermitteln weiß. 

Menschen und Geschichten

Den ausführlichen Mittelteil des 

Werks bilden 15 Porträts in Bild 

und Wort, in denen  Mitbürge-

rinnen und Mitbürger vorgestellt 

werden, deren Gemeinsamkeit es 

ist, aus unterschiedlichen Grün-

den auf unterschiedlichen Wegen 

und aus unterschiedlichen Ländern 

nach Österreich gekommen zu sein 

und mit der WBV-GPA zu tun zu 

haben, sei es als MieterIn oder als 

GeschäftspartnerIn. Anhand der 

Lebensgeschichten mag man erken-

nen, dass es großer Anstrengungen 

bedarf, um (warum auch immer) 

in ein fremdes Land zu kommen 

und dort seinen Platz in der Mitte 

der Gesellschaft zu fi nden. Umso 

bewundernswerter ist es, den Erfolg 

der Integration zu sehen.

Konkrete Projekte

Im dritten Teil werden dezidierte 

Integrationsprojekte der WBV-GPA 

FREIE WOHNUNGEN

Neubauprojekte:

1100 Wien, Pernerstorfer-
gasse 83, Passivhaus, 
108 geförderte Mietwoh-
nungen mit Eigentumsoption 
(57–150 m2)

3002 Purkersdorf, Herren-
gasse 6, 39 geförderte Miet-
wohnungen mit Eigentumsop-
tion (58–120 m2)

Bestehende Objekte:

8761 Pöls, Andreas-Rein-
Gasse 10–18/Burgogasse 
12–16, 2-, 3- und 4-Zimmer-
wohnungen

Geschäftslokal: 1100 Wien, 
Pernerstorfergasse 83, ca. 
90 m2

Bürofl ächen: 1100 Wien, 
Kundratstraße 6, ca. 
200–460 m2

Wohnungsberatung

Wohnbauvereinigung 
für Privatangestellte
WBV-GPA Wohnungsservice
Gassenlokal, 1010 Wien 
Werdertorgasse 9
Tel.: (01) 533 34 14
Fr. Goldnagel Dw. 22
Hr. Neußl Dw. 23, 
Fax: (01) 535 49 78
Internet: www.wbv-gpa.at
E-Mail: wohnungsservice@
wbv-gpa.at

beschrieben: Daniel Ritter und 

Katharina Kirsch-Soriano da Silva 

(Gebietsbetreuung-Stadterneue-

rung im 14. und 15. Bezirk) erläutern 

am Beispiel des bekannten „Kauer-

hofes“ die Herausforderungen für 

Zusammenleben und Integration, 

wie sie sich in einem durchaus als 

Schmelztiegel vieler Nationalitäten 

zu bezeichnenden Wiener Altbau, 

der von Grund auf saniert wurde, 

stellen.

Weiters wird ein Projekt in Sara-

jevo (Bosnien-Herzegowina) vorge-

stellt, das im Sinne der Stabilisie-

rung einer uns in vielerlei Hinsicht 

nahestehenden Region unter euro-

päisch-integrativen Gesichtspunk-

ten zu betrachten ist.

Andreas Hladky (Geschäftsfüh-

rer der Agentur Hallamasch) war 

Mitglied des Planungsteams bei 

der Konzeption der Wohnhausan-

lage „Gemeinsam Wohnen in Sim-

mering“ und berichtet von seinen 

Erfahrungen bei der Umsetzung 

von theoretischen Ansätzen in eine 

gebaute Realität. Sein Credo lautet: 

„Menschen wollen ernst genom-

men werden.“ Wer das beherzigt, 

trägt zum friedlichen Zusammen-

leben bei.

Zum Schluss wird eine neue Haus-

ordnung der anderen Art präsen-

tiert: Gezeichnet und mit mehr-

sprachigen Hinweisen versehen  

soll sie auf humorige Weise dazu 

beitragen, Missverständnissen, die 

durch Verständigungsschwierig-

keiten entstehen könnten, vorzu-

beugen. Das Buch „Weltenwande-

rungen – Integration und Integri-

tät“ fi nden Sie im Internet unter der 

Adresse http://www.wbv-gpa.at/

presse/publikationen/10 oder Sie 

können es per E-Mail (offi  ce@wbv-

gpa.at) bestellen. 

Stefan Loicht

„Das Buch ist journalistisch 
sehr gut gearbeitet. Es schil-
dert gelungene Lebensent-
würfe von MigrantInnen  und 
bietet gleichzeitig eine posi-
tive Darstellung multikultu-
reller Wohnsituationen in 
Wien.”

Dr. Gerfried Sperl, 

Ex-Chefredakteur „Der Standard“
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Wellnessen im Mühlviertel

Die einen wollen einfach ein 

wenig entspannen, andere die 

Lebensgeister für den kom-

menden Sommer wecken und 

ganz Ehrgeizige möchten nach 

dem langen Winter ihren Kör-

per für die Freibadsaison in 

Schuss bringen.

Im Rahmen einer Kooperation 

der GPA-djp OÖ mit dem Well-

nesshotel Lebensquell in Bad 

Zell können Mitglieder mit der 

CARD dort jetzt um EUR 179,–  

(für zwei Nächte mit Dreivier-

telpension und Benutzung des 

gesamten Wellnessbereiches 

an drei Tagen)  einchecken. 

Lebensquell Bad Zell

Lebensquellplatz 1

4283 Bad Zell

Tel. 07263/75 15-501

www.lebensquell-badzell.at

Mit dem Schiff ins
obere Donautal

Von 30.6. bis 25. 8. heißt es 

jeden Donnerstag in Aschach 

„Leinen Los“ für die MS Kaise-

rin Elisabeth. Während eines 

Frühstücks gleiten wir vorbei 

an Obermühl und durch die 

Schlögener Schlinge, Mittags-

teller an Bord. 

In Obernzell individuelle 

Schlossbesichtigung, Kloster-

führung in Engelhartszell, 

Blasmusikempfang in Ober-

mühl, Rückkehr nach Aschach 

um ca. 19.30 Uhr

Mit der CARD um EUR 29,–

p. P. statt EUR 59,–, 

2 Kinder bis 15 Jahren gratis

Buchung/Info: 

Donau Touristik, karin.ortner

@donautouristik.at 

Tel. 0732/20 80 62

 www.donaureisen.at

Freizeitspaß
In Oberösterreich gibt es zahlreiche 
Möglichkeiten zur attraktiven Freizeit-
gestaltung, mit der GPA-djp-CARD zu 
besonders günstigen Preisen.

Attersee Bäder-Card

Der Attersee ist Österreichs 

größter Binnensee und hat 

mit seinem türkisblauen Was-

ser durchaus karibisches Flair. 

Mit der Attersee Bäder-Card, 

gültig in allen Attersee-Strand-

bädern, können Sie die Atter-

see-Bäder mit ihren vielen 

Freizeitattraktionen kennen-

lernen. Schnuppern Sie von 

einem Bad zum nächsten oder 

fi nden Sie Ihr Lieblingsbad!

Exklusiv für GPA-djp-Mitglie-

der gibt es bei Vorlage der 

GPA-djp-CARD die Attersee 

Bäder-Card um bis zu 20 % 

ermäßigt: 

20-Punkte Card    EUR 16,10 

40-Punkte Card    EUR 30,40

60-Punkte Card    EUR 43,–

Infos: www.attersee.at
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CARD-Angebote

John Harris Fitness- und 
Wellness-Clubs

Neben Krafttraining auf 

modernsten Geräten bietet 

John Harris auch spezielle Pro-

gramme zur Gewichtsreduktion 

oder gegen Rückenprobleme. 

Sauna, Solarium, Dampfb ad, 

Whirlpool runden das Fitness- 

und Wohlfühlprogramm ab. 

Mit der CARD zur Fitness:

Keine Einschreibegebühr

1 Monat kostenlos trainieren

–10 % jedes Monat

Kostenloses Schnuppertraining

Das Angebot gilt für GPA-djp-

Mitglieder, die 2011 ihren Trai-

ningsvertrag mit den John-

Harris-Clubs in Linz und Steyr 

abschließen!

www.johnharris.at

Nähere Infos

zu diesen und vielen anderen CARD-Vorteils-

angeboten fi nden Sie unter: www.gpa-djp.at/card. 

Hier können Sie auch den CARD-Newsletter abonnieren und 

erhalten monatlich per E-Mail aktuelle CARD-Infos.

Steht Ihnen kein Internetzugang zur Verfügung, senden wir Ihnen 

gerne die CARD-Broschüre zu. Bestellungen: Tel.-Nr. 05 03 01-301, 

E-Mail: service@gpa-djp.at

Linzer Bäderoasen

Die Linzer Bäderoasen bieten 

mit Frei- und Hallenbädern, 

Saunen und tollen Wellness-

angeboten, Badeseen sowie 

Eissportanlagen Freizeit- und 

Erlebnisqualität für knapp eine 

Million Besucher im Jahr.

GPA-djp-Mitglieder erhalten 

10 % Rabatt auf alle LINZ AG 

Bäderoasen-Pässe (6 Monate/

12 Monate/Saison-Pässe) unter 

Vorlage des entsprechenden 

Rabattscheins, einlösbar in 

allen LINZ AG Bäderoasen (Park-

bad, Biesenfeld, Schörgenhub, 

Hummelhof, Ebelsberg).

Rabattscheine sind im Ser-

vicebüro der GPA-djp OÖ, 

Tel. 05 03 01-26118, Frau Olivia 

Poimer, erhältlich.

www.linzag.at/baeder
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Kinospaß

Für nur 10 Euro können GPA-djp- 

Mitglieder in den fünf Holly-

wood MEGAPLEX Kinocenters 

in ganz Österreich neben dem 

Film- auch dem Knabbergenuss 

frönen.

Die GPA-djp-Kinogutscheine 

erfreuen sich bei den Mitglie-

dern seit Jahren größter Beliebt-

heit. Sie können im Servicebüro 

der GPA-djp Oberösterreich 

bestellt, Tel. 05 03 01-26118 oder 

direkt abgeholt werden. 

Bei Vorlage des Gutscheines 

gibt es zum Ticket eine mitt-

lere Tüte Popcorn und 0,5 l eines 

Softdrinks. An der Kinokasse 

Gutschein und CARD vorweisen 

und schon geht's los, das preis-

günstige Kinovergnügen in den 

Hollywood MEGAPLEX Kinos.

www.megaplex.at
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Veranstaltungen

7. Mai bis 7. August 2011

Viertelfestival NÖ –
Industrieviertel 2011
Verschiedene Veranstaltungsorte

Unter dem Motto „Industrie – 
Utopie“ bietet das Festival viel-
fältigen Kunstprojekten Raum für 
„Kultur vor der Haustür“. 
Umgesetzt werden 70 Projekte, 
die sich mit den regionalen 
Besonderheiten des Industrieviertels 
auseinandersetzen.
Infos: www.viertelfestival.at

26.–28. Mai 2011

Malediva
Stadtsaal, 1060 Wien

Ihre neue Show DIE FETTEN 
JAHRE ist eine einzigartige 
Mischung aus herrlich burlesker 
Boulevardkomödie und geistrei-
cher Gesellschaftssatire mit perfi de 
gereimten Dialoggefechten.

Karten: 01/909 22 44
Mit der CARD Vorverkaufspreis 
auch an der Abendkassa

Bis 6. November 2011

VENEDIG – Seemacht, 
Kunst und Karneval
Renaissanceschloss Schallaburg

Die Ausstellung spannt einen 
historischen Bogen. Begeben Sie 
sich auf eine spannende Reise 
vom Mittelalter bis ins Heute. Im 
Zentrum stehen einerseits das 
Schiff und der Handel, anderer-
seits die Kunst sowie das moderne 
Venedig.
Infos: www.schallaburg.at

Gewinnspiele und Ermäßigungen
Alle markierten Produkte können Sie gewinnen!  

Senden Sie dazu eine Postkarte an die Redaktion KOMPETENZ, 1034 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1

Kennwort: Name der jeweiligen Veranstaltung bzw. online: www.gpa-djp.at/gewinnspiel 

Einsendeschluss: 17. Mai 2011. Keine Barablösung. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.G
e

w
in
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24. Juni 2011

Chris Stone
Badeschiff
Donaukanal, 1010 Wien

Jazz-Instrumentalistinnen sind eine 
rare Spezies. Eine davon ist die 
österreichische Gitarristin Chris 
Stone. Jetzt präsentiert die Künstle-
rin ihre brandneue CD „GOLDEN 
DAY“

Karten: EUR 9,–
Tel. 0699/151 307 50

13. Mai 2011

OPEN AIR –
Rock Classic Festival
Leoben Hauptplatz

Feinste Rockmusik in unverwechsel-
barer Darbietung mit Uriah Heep, 
Manfred Mann’s Earth Band und 
Nazareth – den Urgesteinen der 
Rockmusik.
Ermäßigte Tickets bei Angabe der 
Mitgliedsnummer: Stehplatz: 31,– 
VIP: 68,–, offi ce@ec-media.at 
oder Tel. 0676/558 06 00
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16.–21. Mai 2011

Wie Branka sich 
nach oben putzte
3raum-anatomietheater, 
1030 Wien

Ein Spiel der Identitäten und 
eine bitterböse Parabel auf die 
sogenannten Ausländer- und Gen-
derdiskurse von Richard Schuberth. 
Infos unter www.3raum.or.at

Karten: Tel. 0650/323 33 77
Mit der CARD: EUR 14,– statt 16,–
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Kurt Kuch: Land der Diebe.
Ecowin Verlag. € 22,90

Dieses Buch ist eine Anklage.  
Es gibt Länder, die sind noch 
immer in einem frühen Stadium 
des Kampfes gegen die Korrup-
tion. Polizei und Staatsanwalt-
schaften sind personalschwach, 
abhängig und stark politisiert, es 
gibt keine Anti-Korruptionspro-
gramme der Regierung, politische 
Unterstützung kann zu einer 
Beschleunigung von Karrieren 
in Justiz und Exekutive führen, 
persönliche Freunde werden ohne 
Qualifi kation in höchste Ämter 
gehievt, selbst Minister verschaffen 
sich fi nanzielle Vorteile, Politiker 
entziehen sich geschickt und 
schamlos der Strafverfolgung 
durch Behörden, die Bürger eines 
Landes werden systematisch 
bestohlen, kein Sektor ist immun. 
Die Rede ist von Österreich.

Henrik Berggren: Olof Palme.
Vor uns liegen wunderbare 
Tage. Die Biographie. 
Btb Verlag. € 27,80

Olof Palme war ein Mann der 
Widersprüche: Der Aristokrat, der 
Sozialist wurde. Der ehema-
lige Offi zier, der zum Abrüster 
wurde. Der Klassenverräter, 
der stolz auf seine bürgerliche 
Familie war. Der Amerika-
freund, der die Regierung 
der USA angriff. Der Anti-
kommunist, der Fidel Castro 
umarmte. Er war damit auch 
ein Sinnbild für die Wider-
sprüche seiner Zeit. Wer war 
Palme wirklich? Der brutale Mord 
auf dem Sveavägen in Stockholm 
in einer Februarnacht vor fast 25 
Jahren überschattet sein Leben 
bis heute. Geblieben ist eine 
Mischung aus nostalgischen 
Träumen und fi nsteren Zerrbildern. 

Kurt Kuch, geboren 
1972 in Ober-
wart, ist seit 1996 
für das Nach-
richtenmagazin 
„NEWS“ tätig, wo 
er seit 2005 die 
Position des Chef-
reporters und ab 
2009 zusätzlich 

die des Ressortleiters Innenpolitik 
innehat. 

Alfred Worm lobte ihn als den 
besten Enthüllungsjournalisten der 
jüngeren Generation. Kurt Kuch 
deckte zahlreiche Affären und 
Skandale auf, die das ganze Land 
erschütterten, darunter die Akte 
Hypo-Alpe-Adria, die BUWOG-
Affäre, die Vorfälle rund um den 
Eurofi ghter-Ankauf, die EU-Spesen-
affäre und den Spitzelskandal.

Der Mordfall blieb unaufgeklärt, 
das Verhältnis der Nachwelt zu 
Palme ungeklärt. 
In seinem Leben und Wirken 
begegnet man den großen Fragen 
dieser Zeit. Wie Willy Brandt war 
er Visionär und Vollblutpolitiker, 

ein Mann, der Bewun-
derung hervorrief und 
polarisierte. Ein Mann, 
der die internationale 
Geschichte weit über 
Schweden hinaus 
prägte und Reformen 
durchsetzte, die seine 
Heimat grundlegend 
veränderten. „Vor uns 

liegen wunderbare Tage” ist die 
ungewöhnliche Geschichte eines 
faszinierenden Menschen und Poli-
tikers, dessen schillerndes Leben 
sich im Spannungsfeld zwischen 
Macht und Moral abspielte und 
der auf die Anforderungen seiner 
Zeit ganz eigene Antworten fand.

Bücher

Die vorgestellten Bücher sind über den Verlag des Österreichischen Gewerkschaftsbundes GmbH, 
1010 Wien, Rathausstraße 21, Tel.: 01/405 49 98-132, Fax: 01/405 49 98-136, oder 
per E-Mail: fachbuchhandlung@oegbverlag.at erhältlich.

Alexia Weiss,  Friederike 
Großekettler: Dinah und 
Levi. Wie jüdische Kinder 
leben und feiern.
Anette Betz Verlag. € 12,95

Dinah und Levi wohnen 
im selben Haus und 
beide sind jüdisch. Levis 
Familie ist religiös und 
befolgt alle Regeln, die 
es im Judentum gibt. 
Dinah und ihre Eltern 
gehen nur an wichtigen 

Feiertagen in die Syna goge. 
Gemeinsam feiern sie Jom Kippur, 
kochen koscher und schmücken 
die Holzhütte für das Laubhütten-
fest. Das Buch kann Kindern ab 
vier Jahren vorgelesen werden, 
aber auch größere Kinder können 
hier vieles über das Judentum 
lernen und erfahren, wie Juden/
Jüdinnen ihren Alltag in unter-
schiedlicher Weise gestalten. 

BAGS-KV 2010. Die aktuelle 
Kommentierung des BAGS-
Kollektivvertrages. 
Univ.-Prof. DDr. Günther Lösch-
nigg,  Univ.-Prof. Dr. Reinhard 
Resch.
ÖGB Verlag. € 29,80
 
 
Der BAGS-KV ist der 
Leitkollektivvertrag 
für den Gesundheits- 
und Sozialbereich. 
Er gilt nicht nur 
für Mitglieder der 
BAGS, sondern 
auch für fast alle 
Anbieter sozialer und gesund-
heitlicher Dienste präventiver, 
betreuender und rehabilitativer Art 
aufgrund der Satzung.  Die fünfte 
Aufl age enthält den BAGS-KV in 
der aktuellen Fassung vom 
1. Jänner 2010 sowie die 
Satzung vom 12. März 2010.

für 21.5.11

bis 6.11.11
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PETRONELL - CARNUNTUM
BAD DEUTSCH - ALTENBURG

HAINBURG A.D. DONAU

www.noe-landesausstellung.at

GEWINNEN SIE 3x2 FREIKARTEN 

FÜR DIE RÖMERLAND AIRSTYLE-FLUGSHOW 

AM 27. UND 28. AUGUST 2011

EINE VERANSTALTUNG ZUR NIEDERÖSTERREICHISCHEN 

LANDESAUSSTELLUNG 2011 (AIRFIELD SPITZERBERG)

Senden Sie eine Postkarte an: Redaktion KOMPETENZ, 1034 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1 

oder online unter  www.gpa-djp.at/gewinnspiele. Einsendeschluss ist der 17. Mai 2011. 

Keine Barablösung. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen
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